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Jnſertionsgebühren

für die fünfgeſpaltene
Zeil oder deren Raum

Halle u. Reg.Bez.
derſeburg nur 15 Pf.,

ſonſt 18 Pf.
Reclamen am Schludes redactionellen Zhelis

pro Zeile 40 Pf.

Nummer 67.

Zur Erſten Ausgabe gehören als Beilagen
der Roman von Reinhold Ortmann „Die
von Doſſenau“, Seite 33--36, ſowie die Par-
lamentsbeilage Verhandlungen des Reichs-
tags vom 18. d. M.), und illuſtrirtes Sonntags-
hlatt.

Zur gefälligen Beachtung!
Abonnements für das nüchſte Quartal (1. April

bis 30. Juni) auf die
Halliſche Zeitung

werden ſchon jetzt von der Poſt entgegengenommen. Jedem
Abonnenten, der jetzt ſeine Abonnementsquittung
für das nächſte Quartal an die unterzeichnete Expedition
einſendet, ſtellen wir die Halliſche Zeitung gratis und
franco ſofort noch bis zum 1. April zu.

Die Halliſche Zeitung iſt in Anbetracht ihrer Reich
haltigkeit die billigſte Zeitung Deutſchlands! Man be-
ſommt mit ihr fünf Gratisbeilagen geliefert: Jlluſtr.
Sonntagsblatt, Landwirthſch. Mittheilungen, Roman-
beilage, Lotterieliſten und Parlamentsbeilage,
(Stenogr. Berichte der ReichstagsVerhandlungen).
Beſtellungen werden zum Preiſe von 3 Mark für
Halle bei der Expedition gr. Märkerſtraße 11
und den bekannten Ausgabeſtellen, für Aus
wärts bei ſämmtlichen Kaiſerl. Poſtanſtalten
und von den Landbriefträgern entgegengenommen.

Probe Nummern ſtehen gratis und franco auf
Verlangen zu Dienſten.

Die Expedition der Halliſchen Zeitung.
eeeeereeeeeerrrerrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrrerr

Halle, den 19. März.
Die Reichseinkommenſtener.

II.

T Jn den einzelnen Staaten Deutſchlands beſtehen
hekanntlich Einkommenſteuern von ganz verſchiedenem
fWerthe und un ſehr ungleichem Drucke. Da die neue
Steuer nur die Einkommen von 6000 und darüber
treffen ſollte, ſo braucht auf die verſchiedene Belaſtung
der untern Stufen nicht eingegangen zu werden. Jn
Preußen ſollen bekanntlich die in Betracht kommenden
Einkommenſteuerſtufen mit 3 herangezogen werden. Man
weiß aber auch, daß das Einſchätzungsverfahren ein ſehr
unvollkommenes iſt, ſo daß factiſch ein ſehr verſchiedener
Procentſatz erhoben wird, der bei Beamten, HausHypo-
thekenbeſitzern den geſetzlichen erreicht, bei Gutsbeſitzern,
Jnduſtriellen, Obligationenbeſitzern oft ſehr erheblich da-
hinter zurückbleibt. Jm Königreich Sachſen werden nach
dem Einkommen-Steuer- Geſetz vom 2. Juli 1879 von
6300 an gleichfalls 3 erhoben, aber auf Grund der
Selbſtdeclaration, welche in den höhern Claſſen im großen
Ganzen eine Beſteuerung völlig oder annähernd dem Ge-
ſetze gemäß erzielen läßt. Daſselbe iſt von SachſenWeimar,
Hamburg, Lübeck zu ſagen. Das neue Heſſiſche Geſetz iſt
wiederum auf das Einſchätzungsverfahren zurückgegangen.
Auch in Bayern iſt für die Einkommen über 3000 .4 die
Angabe einer vollſtändigen Steuererklärung verlangt, aber
der Steuerſatz iſt nicht in allen drei geſchiedenen Ein
kommensabtheilungen ganz gleich, und erhebt ſich nicht
über 1 Jn Oldenburg werden von den höhern Ein-
kommen nur 2 erhoben. Kurz es herrſcht in dieſer
Hinſicht eine gewaltige Buntſcheckigkeit der Einrichtungen
und arge Verſchiedenartigkeit der Belaſtung vermittelſt der
Einkommenſteuer in deutſchen Landen. Jn Heſſen, Bayern
u. a. O. wird das größere Vermögen noch durch eine
beſondere Capitalrentenſteuer getroffen, welche in den
andern erwähnten Staaten fehlt. Die Grundſteuer zeigt
gar einen angleichen Druck, ſo daß im Ganzen die directe
Beſteuerung ein reines Moſaik darſtellt, aber nicht einen
einheitlichen Hinter- und Untergrund, auf dem man ein-
heitlich auf und fortbauen kann. Noch mehr verſchlimmert
ſich die Sache dadurch, daß zu den directen Staatsſteuern
und namentlich zur Einkommenſteuer ſehr erhebliche und
d ungleiche Zuſchläge an Communalabgaben gemacht
werden.

Jn Preußen wurden bis jetzt bekanntlich für Communal-
zwecke faſt nur directe Steuern erhoben und hauptſächlich in
Form von Zuſchlägen zu den Staatsſteuern. Jn Bayern
z. B. dagegen ſpielen die indirecten Gemeindeabgaben
eine ungleich größere Rolle, ſo daß weit weniger direct
erhoben zu werden braucht, und in ganz Süddeutſchland
iſt die Zahl der Gemeinden ſehr groß, welche eigenen
Beſitz genug haben, um aus dem Ertrage alle ihre Aus
gaben decken und daher auf jede Communalabgabe ver-
zichten zu können.
Auf den Kopf der bayriſchen Gemeindebevölkerung
fielen an direkten Gemeindeabgaben im Jahre 1881 3,16
805 Gemeinden waren ganz frei von Abgaben, dagegen
gab es welche mit über 20 .4 pro Kopf. Jn Preußen
zahlen die Städte im Durchſchnitt 11,42 .4, die Land-
gemeinden 4,02 .4 pro Kopf Gemeindeabgaben, davon
Perſonalabgaben die erſteren 9,18.4, das Land 2,09
Uns intereſſiren aber beſonders die Zuſchläge zur Klaſſen
und Einkommenſteuer, welche in Preußen ganz außer
ordentlich verſchieden ſind und damit einen ſehr ungleichen
Druck auf die Bevölkerung ausüben. Jn den 14 größten
Städten Preußens wurden 1883/84 6,42 .4 Klaſſen und
Einkommenſteuer pro Kopf an die Staatskaſſe gezahlt, an

Halle, Sonntag, 20. März 1887.
(Ausgegeben am 19 März Vormittags.)
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die Gemeinde 7,06. Während aber in Breslau und
Altona gar keine Zuſchläge verlangt werden, erreichten ſie
in Cöln und Aachen faſt 200 pCt. Von den mittleren
Städten giebt es auch einige, welche keine zu läge er
heben; in Duisburg dagegen, wo Staats Klaſſen- und
Einkommen-Steuern von 2,93 .4 pro Kopf gezahlt werden,
zieht die Gemeinde auf dieſem Wege 15,58 ein; Kre-
feld 17,04 .4, bei 3,14.4 bezügl. Staatsſteuer, d. i. über
500 pCt. Zuſchlag. Dagegen nehmen ſich die Hallenſer
Ziffern mit 1,52 Staats-Klaſſen-, 4,17 Staats-
Einkommenſteuer und 5,67 .4 Zuſchlag noch recht
gering aus.

Das Geſagte wird genügen, um den Nachweis zu
führen, daß die Belaſtung durch Perſonalſteuern in Deutſch-
land ſo außerordentlich ungleich in den verſchiedenen
Ländern und Gemeinden iſt, daß eine neue Auflage für
das Reich, welche den Druck in derſelben Weiſe gleich
mäßig ſteigern will, die größte Ungerechtigkeit und Härtein ſß ſchließen muß. Wenn in Breslau ein Beamter mit

einem Gehalt von 6000 überhaupt nur 3 pCt., in
Duisburg dagegen bereits 18 pCt. Einkommen-Steuer
bezahlt, und man weiß, daß etwa ein reicher Reſtaurateur
in dem einen Orte fak iſch noch nicht 2 pCt., in dem
andern noch keine 9 pCt. zahlt, ſo iſt es unthunlich, die
Ungleichheit durch neue Erhebung auf demſelben Wege
noch drückender zu machen. Die Vorbedingung iſt viel
mehr für alle Fälle eine Reform des Einſchätzungsmodus,
um zu einem correkteren Reſultate zu gelangen und die
Herſtellung eines mehr gleichen Niveaus der Zahlung
an Perſonalſteuern. Längſt iſt man darüber einig, daß
die Reduktion aller Steuern auf eine einzige unausführ-
bar iſt, weil jeder Mängel und Ungerechtigkeiten anhaften,
die bei geringer Belaſtung wenig geſpürt werden, aber
mit der Steigerung der Steuer immer mehr hervortreten
und ſchließlich unerträglich werden. Daher erſcheint es
ein Unding, das Reich auf denſelben Weg der Steuer-
erhebung hinzuweiſen, der ſchon von den Einzelſtaaten und
den Gemeinden erheblich und beſonders in ſo verſchiedener
Weiſe benutzt wird.

Politiſche Mittheilungen.
Der Kaiſer hörte geſtern den Vortrag des Grafen

Perponcher, empfing darauf die nach St. Petersburg de-
putirten Offiziere des Garde-Grenadier- Regiments Kaiſer
Alexander vor ihrer Abreiſe dorthin und arbeitete Mit-
tags mit dem Chef des Civilkabinets. Nachmittags er-
theilte der Monarch vier japaniſchen Offizieren eine
Audienz, die ihm durch den der deutſchen Sprache mäch-
tigen japaniſchen Geſandtſchafts-Attacheé Grafen Anenokoſi
vorgeſtellt wurden.

Neunzig Jahr alt wie unſer Kaiſer Wilhelm
iſt kein deutſcher Kaiſer, wahrſcheinlich auch kein Monarch
der Welt geworden. Von den deutſchen Kaiſern erreichten
ein Lebensalter von 18 Jahren: Ludwig III. oder das
Kind; von 22 Jahren Otto III. 28: Otto II. 32: Heinrich
IV.; 39: Heinrich III.; 42: Albrecht II.; 43: Joſeph I.;
44: Heinrich V., Otto IV., Friedrich III. der Schöne;
45: Günther von Schwarzburg, Leopold II.; 48: Karl VII.
49: Arnulf, Maximilian lI., Ferdinand UI., Joſeph II.
51: Heinrich VII.; 52: Heinrich II.; 55: Karl VI. 56:
Heinrich IV., Friedrich I. 57: Franz J.; 58: Wenzel,
Ruprecht, Karl V. 59: Konrad III., Ferdinand I. 60:
Lothar I., Heinrich l., Albrecht I., Maximilian l, Rudolf II.
61: Otto I., Ludwig IV. der Bayer, Ferdinand I. 62:
Ludwig der Fromme, Karl IV., Matthias; 65: Leopold I.;
67: Franz II. 69: Friedrich J. Barbaroſſa; 71: Ludwig
der Deutſche; 72: Karl der Große 73: Rudolf I. 75:
Sigismund; 78: Friedrich IV. Unbekannt iſt das Alter
der folgenden Kaiſer: Karl der Dicke, Konrad I., Konrad lII.,
Lothar der Sachſe, Philipp von Schwaben, Konrad IV.

Von den preußiſchen Königen erreichte ein Alter von
52 Jahren: Friedrich Wilhelm J.; 53: Friedrich Wilhelm II.
56: Friedrich I.; 66: Friedrich Wilhelm IV. 70: Friedrich
Wilhelm II. 74: Friedrich der Große.

Die Kaiſerin hat aus Anlaß des bevorſtebenden 99.
Geburtstags des Kaiſers einige bedeutende Schenkungen gemacht.
Der Verein der 15 Berliner Volksktüchen erhielt 1000 vor
nehmlich zur Speiſung Bedürftiger. der Berliner Aſylverein
für Obdachloſe ebenfalls 1000 für die Vereinszwecke, und
2000 wurden für die Berliner Sanitätswachen beſtimmt.

Jm Laufe des Vormittags hatte der Kronprinz dem
Afrikareiſenden Hr. Junker Audienz ertheilt

Kronprinz Rudolf von Oeſterreith fuhr geſtern
Vormittag in Potsdam nach der Kaſerne des Gardehuſaren-
Regiments und wohnte daſelbſt der Offiziersreitſtunde bei.
Dann begab ſich derſelbe mit dem Prinzen Wilhelm nach dem
kleinen Exerzierplatze. wo ein Exerzieren im Feuer von drei
Kompagnien des 1. Garderegiments gegen eine Kompagnie des
Lehr-Jnfanteriebataillons ſtattfand. Die ganz beſondere Auf-
merkſamkeit des Kronprinzen errregte das Feuern mit dem
neuen Magazingewehre; einige größere Abtheilungen mußten
mit dieſem Gewehre Schnell und Salvenfeuer ausführen; auch
nahm der Kronprinz die neue Gepäcksausrüſtung ſehr genau in
Augenſchein. Später folge derſelbe mit dem Prinzen Wilhelm
einer Einladung des Offizierkorps des 1. Garderegiments zum
Frühſtücke im Offizierkaſino.

Der Minifter des Jnnern hat eine die Wahlberech-
tigung betreffende wichtige Frage in den letzten Tagen ent
ſchieden, die Frage nämlich: Kann nur Derjenige in die Wahl
liſten aufgenommen werden, der bis zum Termin der Aus
legung derſelben das erforderliche Alter erreicht hat, oder hat
auch Derjenige Anſpruch darauf. der bis zum Wahltage das
geſetzliche Alter erreicht? An manchen Orten hatte man bisher
die Reklamationen von ſolchen Perſonen, die das 25. Jahr in
den Tagen zwiſchen der Auslegung der Liſte und dem Wahl
termin erreichen, als unbegründet abgewieſen, der Miniſter hat
aber das Verlangen der Reklamanten als berechtigt aner-

179. Jahrgang.

kannt und angeordnet, daß in Zukunft demgemäß verfahre
werden ſoll.

Bundesrath. Jn der am 17. d. Mts. unter dem Vorſitz
des Staatsminiſters, Staatsſekretär des Jnnern, von Bötticher
abgehaltenen Plenarſitzung beſchloß, wie wir in der 2. Ausg.
geſtern ſchon mittheilten, der Bundesrath, den auf der Jnitia-
tive des Reichstags beruhenden, von demſelben angenommenen
Geſetzentwürfen, betreffend Abänderungen und Ergänzungen des
Gerichsverfaſſungsgeſetzes, ſowie der Strafprozeß-
ordnung, und betreffend die Entſchädigung für unſchuldig
erlittene Strafen, die Zuſtimmung zu verſagen. Bei dem
Beſchluß über den letzteren Geſetzentwurf wurde zugleich dem
Vertrauen Ausdruck gegeben, daß in den Bundesſtaaten überall
in ausreichender Weiſe für die Beſchaffung der Geldmittel
Sorge getragen werde, welche erforderlich ſind, um den bei der
Handhabung der Strafrechtspflege nachweisbar unſchuldig Ver
urtheilten eine billige Entſchädigung zu gewähren. Dem
Entwurf eines Geſetzes wegen Abänderung des Gerichts-
koſtengeſetzes und der Gebührenordnung für Rechtsanwälte
und dem Geſttzentwurf, betreffend die Rechtsverhältniſſe der
Kaiſerlichen Beamten, wurde die Zuſtimmung ertheilt. Ueber
die Wiedervorlegung des Entwurfs eines Geſetzes wegen Er
richtung eines Seminars für orientaliſche Sprachen
ſoll in einer der nächſten Sitzungen Beſchluß gefaßt werden.
Dos vom Reichstage angenommene Geſetz, betreffend einige auf
die Marine bezügliche Abänderungen und Ergänzungen
des Geſetzes vom 27. Juni 1871 über die Penſionirung und
Verſorgung der Militärperſonen, wird zur Allerhöchſten Voll
ziehung vorgelegt werden. Den zuſtändigen Ausſchüſſen wurden
zur Vorberathung übergeben: Der Entwurf einer Verordnung
über die Einfuhr bewurzelter Gewächſe aus den bei der
ReblausKonvention nicht betheiligten Stagten, der Entwurf
eines Geſetzes für Elſaß- Lothringen über Enregiſtrement- und
Stempelgebühren und der Antrag Preußens, betreffend den
Entwurf eines Geſetzes wegen Abänderung des Geſetzes über
den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Ge
brauchsgegenſtänden. Mit der bereits erfolgten Ueberweiſung
des Antrages Heſſens, betreffend die Aenderung der Statuten
der Bank für Süddeutſchland, an die Ausſchüſſe für Handel
und Verkehr, für Jnſtizweſen und für Rechnungsweſen erklärte
ſich die Verſammlung einverſtanden. Endlich wurde noch über
eine Zollbegünſtigung für den auf einer inländiſchen Reisſchäl-
mühle bearbeiteten Reis ſowie über den Retourwagen-
verkehr mit ausländiſchen, im Jnlande veredelten Waaren Be
ſchluß gefaßt.

Das Herrenhaus hat in ſeiner geſtrigen Sitzung,
in welcher auch Fürſt Bismarck eine zeitlang anweſend
war, den Antrag von KleiſtRetzow bezüglich der Selbſtän
digkeit der evangeliſchen Kirche an eine Commiſſion ver
wieſen und alsdann kleine Vorlagen und Petitionen
erledigt.

Man hofft im Reichstage den Reſt der zweiten Etats
berathung am Montag zu erledigen. Für Mittwoch ſind die
Jnnungsanträge, für Donnerſtag der Geſetzentwurf über die
Kunſtbutter in Ausſicht genommen. Freitag iſt katholiſcher
Feiertag und Sonnahend, 26., ſoll die dritte Leſung des Etats
beginnen. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß dieſelbe an einem
Tage erledigt wird und dann mit dem Schluß der Woche die
Oſterferien beginnen. Die Ausſicht, daß es in der laufenden
Seſſion noch zu Steuervorlagen komme, ſcheint immer mehr zu
ſchwin den.

Die Budgetcommiſſion des Reichstags bewilligte ge-
ſtern nach unerheblicher Debatte die erße Rate ſür das Dienſtge-
bäude des Reichsgerichts und die ihr zugewieſenen Kapitel des
Etat sdes allgemeinen Penſionsfonds. Beifden! Einnahmen aus
Zöllen Verbrauchsſteuern und Averſen würde mitgetheilt daß
die Getreideeinfuhrzölle in letzter Zeit nicht uverheblich höhere
Einnahmen lieferten (in 9 Monaten etwa 2 Mill. mehr als in
den entſprechenden Monaten des Vorjahres.) Bei der Zucker
heuer bemerkte der Referent Abg. von Wedell, daß fur das
Etatsjahr 188687 nur eine Einnahme von etwa 15 Million
zu er varten ſei, das Betriebsjahr wird vorausſichtlich noch
ungünſtiger abſchließen. Demgegenüber erſcheint der Etats-
anſatz von 35 Mill allerdings als viel zu hoch, es ſei erwünſcht
zu wiſſen, welche geſetzlichen Schritte von der Reichsregierung
beabſichtigt wurden. Staatsſekre.är r. Jacohi erwiderte, daß
die Verhandlungen über ein neues Zauckerſteu rgeſetz möglichſt
beſchleunigt würden, daß aber einſbeſtimmter Termin zur Vor-
legung des bezüglichen Entwurfs noch nicht angegeben werden
könne. Die Einnahmen hätten nach den geltenden Grundſätzen
nicht anders etatiſirt werden können, als geſchehen, jede andere
Zah. wärde noch weniger gerechifertigt ſein, als die eingeſtell'e.
Abg. von Bennigſen wiederholte den Wunſch daß genauere
Mittheilung gemacht werde, ob eine Vorlage noch in der laufen-
den Seſſion zu erwarten ſei. Wenn man an der Einſtellung
nach dem dreijährigen, Durchſchnitt feſthalte, ſo dürfe man
eigentlich auch nicht, wie im Etat geſchehen eine Brutto-Ein-
nahme Erhöhung von 8 Millionen infolge der Novelle von 1886
in Rechnung ziehen. Thue man das nicht, ſo verringere ſich die
etatiſirte Einnahme aus der Zuckerſteuer auf 27 Millionen.
was jedenfalls rivtiger ſei, als 354 Millionen. Staatsſekretär
Jacobi wiederholte, daß ein beſtimmter Termin für Vorlage
eines neuen Geſetzes nicht angegeben werden könne und trat
nochmals für die Berechnungs weiſe der Regierung ein. Die
Abgg. Frhr von Hüne und Dr. Miquél ſprachen ſich für Bei
vehaltung des Etatsaniazes von 34,4 Mill. aus, der denn auch
von der Commiſſion angenommen wurde. Der Etat der Stempel-
abgaben wurde unverändert bewilligt. Abg. Vr. Sattler wies
auf die Belaſtung des Waarengeſchäfts in Preußen infolge Ein
rrpeg des Börſenſteuergeſetzes hin, welches grade derartige
Geſchäfte habe frei laſſen wollen. Abg. r. Miqusl meinte, daß
ein derartiges Vorgeyen eines Einzelſtaats bedenklich ſei und
daß eine Verſtändigung zwiſchen der Reichs und preußiſchen
Regierung behufs befriedigender Regelung der beſonders auch
für die landwirthſchaftlichen Kreiſe wichtigen Fragen erwünſcht
icheine. Beinah discuſſionslos wurden die überwieſenen Kapitel
des Etats des Reichsamts, der Reichsſchuld, der Fehlbetrag
des Jahres 1885/86, der Antheil des Reichs an den Einnahmen
des Bankweſens, ſowie die übrigen finanziellen Titel bewilligt
unter Vorbehalt der Correctur in Conſequenz der erfolgten oder
noch zu erwartenden Abſtriche.

Der Geſetzentwurf, betr. die Fürſorge für Be-
amte in Folge von Betriebsfällen, welcher dem Abgeord-
netenhauſe zugegangen iſt, iſt beſtimmt, die aus der verſchieden
artigen Behandlung der einzelnen Veamtenklaſſen ſich ergeben-
den Mängel thunlichſt zu beſeitigen und zugleich den preußiſchenStaatsbeamten dieſelben Vortheile wie fie für die Reichs-
beamten durch das Reichsgeſetz vom 15. März 1886 geſchaffen
ſind, zu gewähren. An Letzteres lehnt der Entwurf ſich daher
nach Jnbalt und Form, ſoweit als möglich. an. Jnsbeſondere
ſtehen die 1-6, abgeſehen von den aus der Sacke ſelbſt ſich
ergebenden Abweichungen, in wörtlicher Uebereinſtimmung mit
den entſprechenden Paragraphen des Reichsgeſetzes. Nach 87
trägt der dem Verletzten zuſtehende Anſpruch den Charakter
der „Penſion“. Daraus folgt, daß neben der Unfallentſchädigung



nicht noch die Gewährung einer ſonſt etwa verdienten Staats
penſion gefordert werden kann. Desgleichen treten die Aniprüche
auf Wittwen und Waiſenrente an Stelle der etwa auf Grund
des Geſethes vom 20. Mai 1882 erworbenen Anſprüche auf
Wittwen und Waiſengeld.

Ohne Zweifel werden maßgebenden Orts die
Zuſtände Elſaß-Lothringens eingehend erörtert
und verſchiedene Mittel zur Deutſchmachung der Reichs
lande erwogen. Wenn die Frage, ob es nicht beſſer ſein
würde, die Einheit zu beſeitigen und eine Drei- oder
Zweitheilung eintreten zu laſſen, vielleicht in Betracht
gezogen geweſen ſein ſollte, ſo dürſte dieſe Form der
Löſung einem bereits überwundenen Stadium angehören.
Wenigſtens wird uns verſichert, daß der Fortbeſtand
der Reichslande als Ganzes nicht mehr in Frage
ſteh“. Ohne Zweifel gilt die Anweſenheit des Statt-
halters ebenſowohl den Hoffeſten zu Ehren des Kaiſers
an ſeinem Geburtsgedenktag, wie zur Erörterung derMaßnahmen behufs Sicherung des Seſies Deutſchlands

im Weſten.

Frankreich. Der Botſchafter Herbette wird
jetzt, nach der Reiſe des Grafen Leſſeps nach Berlin, ſehr
von den Radikalen angegriffen. Die radikalen Miniſter
warfen ſogar im Miniſterrath die Frage auf, ob ſich nicht
eine Maßregel, Urlaub, wenn nicht Abberufung, gegen
Herbette empfehle, weil er für einen Privatbeſucher
Berlins aus ſeiner amtlichen Zurückhaltung zu weit
herausgerreten ſei. Die große Mehrheit des Kabinets
jehnte jedes Eingehen auf dieſen Antrag ab.

Die Verſchwörung gegen den Zareu.
Aus Petersburg wird dem B. T. gemeldet:
„Seit einer Reihe von Monaten wurden zwei verdächtige

Männer in Genf durch ruſſiſche Geheimpoliziſten beobachtet: es
waren zwei ziemlich räthſelhafte Jndiviouen über deren Per
ſönlichkeiten die nachforſchenden Behörden ſich keine Gewißheit
zu verſchaffen vermechten: man hatte nur poſitive Anhatepunkte,
daß ſie mit den Nihiliſten in Paris, London und namentlich
Rußland einen regen Verkehr unterhielten. Die Polizei war
ſich alſo darüber klar, zwei hervorragende Nihlliſtenführer vor
ſich zu haben. Eines Tages waren dieſe beiden Männer trotz
der gewiſſenhafteſten Beobachtung ſeitens mehrerer Beamten,
die ausſchließlich dieſen Dienſt verſaheg, ſpurlos verſchwun-
den; als mehrere Tage lang alle Nachforſchungen vergeblich
waren, wurde die geſammte Polizei Europas mit dem genauen
Signalement der Verſchwundenen verſehen, und eine fieberhafte
Suche begann. Etwa 14 Tage nachdem man die beiden Ver-
dächtigen in Genf aus den Augen verloren hatte, entdeckte man
dieſelben in Berlin; hier wurden ſie ſodann durch eine Reihe
von Beamten unabläſſig beobachtet: man konnte einen regen
Verkehr der Verdächtigen mit Petersburger Nihiliſten konſta-
tiren, verhaftete ſie jedoch vorläufig nicht, um durch fortgeſetzte
Ueberwachung die Fäden einer augenſcheinlich beſtehenden Ver
ſchwörung aufzufinden. Eines Tages aber paſſirte daſſelbe, was
in Genf geſchehen war: die beiden Räthſelhaften waren wie-
der ſpurlos verſchwunden. Doch gelang es der Polizei,
mit annähernder Gewißheit feſtzuſtellen, daß dieſelben nach
Petersburg abgereiſt waren. Dies war etwa Dienſtag
oder Mittwoch voriger Woche. Man glaubt, in dieſen beiden
Männern die Hauptorganiſatoren des letzten nihiliſtiſchen
Attentatsverſuchs ſeten zu müſſen. Die Polizei ganz Europas
entwickelt eine fieberhafte Thätigkeit. ihrer habhaft zu werden.
Bis jetzt iſt weder ihre Ergreifung gelungen, noch hat
man die geringſte Spur von ihnen gefunden.“

Ueber die Art und Weiſe, wie der Zar von dem g gen ihn
geplanten Attentate in Kenntniß geſetzt wurde, wird dem „N.
W. Tabl.“ aus Petersburg geſchrieben:

„Der Kaiſer, die Kaiſerin, der Thronfolger und mehrere
Großfürſten und Großfürſtinnen wohnten am 13. März Vor-
mittags in der Kathedrale der Peter-hurger Peter Pauls-
Feſtung dem für das Seelenheil des Kaiſers Alexander II. zele-
brirten Gottesdienſte bei. Nach dem Gottesdienſte begaben ſich
der Kaiſer, die Kaiſerin, der Thronfolger und die übrigen an-
weſenden kaiſerlichen Verwanden zu dem daſel ſt befindlichen
Grabe des Haiſers Alexander ll., knieten vor demſelben
nieder und betetenr, während die Geiſtlichkeit am Grabe die
Panichida (Todtengebete) verrichtete. Jn dieſen Augenblicke
näherte ſich dem Kaiſer einer ſeiner Adjutanten, veungte ſich
zum Kaiſer nieder und flünerte ihm etwas ins Ohr. Der Kaiſer
erhob ſich ſchnell, welchem Beiſpiel auch die übrigen Glieder der
kaiſerlichen Familie folgten. Der Kaiſer war ſehr blaß und ſeine
Augen blickten unſtät hin und her. Nach einer Weile die
Panichida war ſoeben zu Ende verbeugte ſich der Kaiſer drei
mal ſehr tief vor dem Grabdenkmal ſeines Vaters küßte das
an dem Denkmal angehrachte Heil'genbild, reichte der Kaiſerin
den Arm und verließ die Kathedrale Draußen ſtanden neben
dem kaiſerlichen Solitten mehre kaiſerliche Adjutanten, Gen-
darmerie- und Polizei- Offiziere und der Petersburner Stadt-
hauptmann General Greſſer. Der Kaiſer half der Kaiſerin in
den Schlitten ſteigen und lirß den Thronfolec einen anderen
Schlitten beſteigen. Dann trat er, auf den Stadthauptmann
General Greſſer zu, drückte ihm die Hand und hötte ſeinen
Rapport an. Derſelbe betraf den eben auf dem Newsktij-Proſpekt
vereitelten Attentatsverſuch. Der Kai'er drückte dem Stadt

hauptmann Vergelt's Gott!“nochmals die Hand und ſagte:
Dann ging er zu der Kaiſerin hin und ſagte: „Wir fahren
nach Gatſchina.“ Die Haiſerin ſchien überraſcht, ſie nickte
aber zuſtimmend. Dann beſtieg der Kaiſer den Schlitten, in
welchem der Kronprinz ſatz, und beide Schlitten nebſt zwei
Schlitten, in welchen der Stadthaupimann und die Gendarmerie-
Offiziere ſaßen fuhren durch Nebengaſſen zum Gatſchinger
Bahnhofe worauf fofort die Abfahrt mit einem i
erfolgte

Das kaiſerliche Schloß in Gatſchinag wird gegenwärtig
von vier Batterien Artillerie, einem Bataillon Jnfanterie und
zwei Koſaken-Regimentern, welche in dem Orte vert eilt ſind,
bewacht. Hunderte von Geheimpoliziſten ließen ſich in Gat-
ſchina als einfache Kutſcher, Handwerker Kellner Tagelöhner
u. dergl. verkleidet nieder, um die Perſon des Kaiſers zu be-

utzen.

ourierzuge

Prenſziſcher Landtag.
Herrenhaus.

6. Sitzung vom i8 März. r1 Uhr. Am Miniſtertiſche: Juſtizminiſter Dr. Friedberg.
Das Präſidium wird ermächtigt, Sr. Majeſtät dem Kaiſer

zum 90. Geburtstage die Glückwünſche des Herrenhauſes aus-

zuſprechen. nGeſtorben iſt ſeit der letzten Sitzung der Regierungs
präſident a. D. und königliche Kammerherr Freiherr Hans
von Hardenberg. Das Haus ehrt ſein Andenken in der üblichen
Weiſe. Das Haus tritt darauf in die Tagesordnung, deren
erſter Gegenſtand die Beſchlußfaſſung über die geſchäftliche Be
km des Antrages v. Kleiſt-Retzow und Genoſſen,etreffend größere Selbſtändigkeit der evangeliſchen Kirche, da
durch erledigt wird, daß er eben ſo wie der Gegenantrag des
Grafen Stolberg an eine beſondere Kommiſſion von 15 Mit-
gliedern verwieſen wird.

Der Geſetzentwurf betreffend das Verfahren und das
Koſten weſen bei der Güterkonſolidation im Regier-
ungsbezirke Wiesbaden mit Ausnahme des Kreiſes Bieden
kopf. und der durch die Kreisordnung vom 7 Juni 1885 mit dem
Regierungsbezirke Wiesbaden vereinigten Gemeinden wird in
der vom Abgeordyetenhauſe vorgeſchlagenen Weiſe unverändert
angenommen, ebenſo der Geſetzentwurf betreffend die Aufhebung
mehrerer älterer Verordnungen über das Feuerlöſchweſen in
der Provinz Schleſien.

Die Nachrichten von der Verwaltung der preußi-
ſchen Staats Bergwerke, Hütten und -Salinen
während des Jahres 188586 werden durch Kenntnißnahme er-

ledigt, ebenſo der Rechenſchaſtsbericht, betreffend die Ver
wendung der flüſſig gemachten Beſtände der im 891 der Hinter-
legungsorduung vom 14.
der im 8 95 Abſatz 3 daſelbſt erwähnten Gelder für die Zeit
vom l. Januar vis 31. Dezember 1885, ſowie der achtund
dreißiaſte Bericht der Staatsſchuldenkommiſſion, betieffend die
Verwaltung des Staatsſchaldenweſens im Rechnungsjahre vom
l. April 1885/86

Während der Berathung über dieſe Gegenſtände erſcheint
Piet von Bismarck im Hauſe und nimmt am Miniſtertiſche

atz.
Zum Schluſſe erledigt das Haus einige Petitionen ohne

S un Intereſſe den Anträgen der Vetitionskommiſſion
gemäß.

Bei der Petition des Magiſtrats zu Halberſtadt,
der Direktoren preuß ſcher Overrealſchulen. des Magiſtrates zu
Gleiwitz und des Magiſtrates zu Bres au um Aufhebung
des Miniſterialreſkrivtes vom 6. Juli 1886, durch wel
ches den Abiturienten der Oberrealſchulen die Berechtigung zum
Staatsdienſte im Bau uns Maſchinenfache von 1889 ab ent
zogen iſt, liegt entgegen dem Kommiſſionsantrage auf Ueber-
ang zur Tagesordnung ein Antrag des Ober-Bürgermeiſters

Friedensburg vor, dieſe Petitionen der königl. Staatsregierung
zur Berückſichtigung zu überweiſen.

Regierungskommiſſar Geh. Regierungs Rath Schulz bittet
das Haus, dem Kommüſſionsvorſchlage Folge zu geben.

Das Haus beſchließt nach längerer Debatte demgemäß.
Schluß 5 Uhr. Nächſte Sitzung: Sonnabend 12 Uhr.

(Kleinere Vorlagen und Etat.)

J Heer und Marine.Jn Braunſchweig wurde die Abſchiedsparade
über das nach Mes verlegte 4. n Infanterie-
Regiment Nr. 67 abgehalten Der Prinz Regent, Prinz
Albrecht von Preußen, kömmandirender General des 10 Armee-
korps, hielt dabei folgende Anſprache

Kameraden vom 67. Regiment! Das Regiment ſcheidet nun
aus dem Verbande der 40 Brigade, 20. Diviſion und des
10. Korps aus undß tritt jetzt in einen anderen Verband den
des 15. Armee-Korps, fern im Weſten, ein. Jch habe es mir
nicht verſagen wollen. Euch ein Lebewohl zu ſagen. Gewäſlt
habe ich den heutigen Tag, weil er in der Geſchichte hervorſticht.
Am heutigen Tage im Jähre 181:3 erließ mein Großovater, der
König Friedrich Wilhelm III. den Aufruf „An mein Volk und
ſtiftete das Eiſerne Kreuz. Am hextigen Tage vor ſechszehn
Jahren kehrte Se. M. der Katſer ſiegreich in die Stadt Berlin
zurück, nachdem er vor dem Feldzuge das Eiſerne Kreuz neu
hatte aufleben laſſen. Als ich 1870 die 20. Diviſion übernahm.
da drängte ſich mir der Gedanke auf, daß dieſes Regiment, das
älteſte der Diviſion, auch das beſte, zuverläſſigſte und ſtrammſte
ſein müſſe, und dieſe Ueberzeugung hat ſich mir bei jeder Gelegen
heit gefeitigt und geſtärkt. Jch hoffe und wünſche. daß bei dem
Uebertritt in das 15. Korps ſich das Regiment dieſen alten
Ruhm, dbewahre und ſichere. Jch rufe, Euch, Kimeraden, ein
herzliches Lebewohl zu. möchte aber nicht von Euch ſcheiden,
ohne von Euch den Ruf gehört zu haben, der mir und auch
Euch immer der liebſte iſt. ein kräftiges Hoch auf unſern Kaiſer:
Se. Majeſtät der Kaiſer lebe hoch! hoch! hoch

T Das Schulgeſchwader, beſtehend aus S. M. Schif-
fen „Stein“, (Flagaſchiff) „Moltke“ und „Prinz Adalbert, Ge

chwaderchef: Kapitän zur See und Kommodore v. Kall, iſt am
17. Max c. in Southampton eingetroffen und beabſichtigt am 28.
deſſ. Mis. wieder in See zu gehen.

Daue, den 19. März.
Abbrudk unſerer Lokainachrichten iſt nur
vollitändiger Quellenangabe geſtattet.
Tagesordnung für die Sitzung der Stadt-

verordneten Verſammlung. Montag, den 2l1.
März, Nachmittags 4 Uhr. Oeffentliche Sitzung.
1) Feſtſtellung des Etats der Hoſpital Verwaltung pro
1887/88; 2) Feſtſtellung des Etats der Arbeits Anſtalt
pro 1887/88; 3) Nachbewilligung auf den Etat der Armen-
Verwaltung pro 1886/87; 4) Genehmigung der Ueber-
tragbarkeit der Poſ. 19 und 20 des Tit. X. C. b. des
Kämmerei-Etats pro 1886/87; 5) Antrag auf Nachbe-
willigung von Koſten beim Theater; 6) Veränderung der
für die Grundſtücke gr. Steinſtraße 43--46 feſtgeſtellten
Fluchtlinie; 7) Veraußerung einer Parzelle des Stadt-
gartens zur Abrundung des Grundſtücks gr. Steinſtraße
Nr. 43; 8) Erweiterung des Platzes vor dem Kirchthor
durch Fretlegung der Grundſtücke Nr. 2 und 3 eagſelbſt
nnd Regulirung der Fluchtlinie für das Grundſtück Nr.
24 daſelbſt; 9) Erwerbung der Grundſtücke vor dem
Kirchthor Nr. 2 und 3 zwecks Erweiterung des Platzes
daſelbſt; 10) Herſtellung eines vorläufigen Fußweges mit
Goſſe in der Grünſtraße vom Hauſe Nr. 1 bis zur Magde-
burgerſtraße; 11) Regulirung des Bürgerſteiges an der
Ecke der Wucherer- und Bernburgerſtraße und Herſtellung
eines Trottoirüberganges daſelbſt; 12) Antrag auf Be-
willigung von Mitteln für die Verzinſung der Anleihe
von 1886 und die zur Rückzahlung gelangten Darlehne;
13) Bericht der Peritions- Kommiſſion über die Petition
Schuſter 14) Desgl. über die Petition Siegel; 15) Desgl.
über die Petition Franke; 16) Desgl. über die Petition
Salzer; 17) Desgl. über die Petition von Anwohnern der
Grünſtraße 18) Desgl. über die Petition von Anwohnern
von Oberglaucha. Geſchloſſene Sitzung: 19) Wahl
von drei Vertrauensmännern für den Ausſchuß zur Feſt-
ſtellung der Schöffen- und Geſchwornen-Liſte; 20) Ver-
ſetzung eines Beamten aus der zweiten Gehaltsklaſſe in
die Gehaltsklaſſe Iv.

7 Der Halleſche Radfahrer-Club entwickelt zur Zeit
in ſeinem Vereinslokale eine rege Thätigkeit, gilt es doch. das
am l. April abzuhaltende Wintervergnügen zu einem recht feſt-
lichen zu geſtalten. Es findet ein Concert, Radſport und Ball
ſtatt.

Am Sonntag Vormittag finden Confirmationen in der
Marktkirche durch Herrn Archidiaconus Vfanne und in der
Ulrichskirche durch Herrn Oberprediger Sickel ſtatt.

Zum ſten Geburtstage unſeres zkaiſers werden auch
Seitens der Kriegervereine in Trotha, Giebichenſtein, Diemitz,
Ammendorf, Wörmlitz, Dölau, Lettin 2c. die Vorbereitungen
getroffen. Jn dem benachbarten Zſcherben wird der neuzebildete
Kriegerverein zum erſten Male an die Oeffentlichkeit treten.

Zum Beſten der Guſtav-Adolf- Stiftung wurden
in unſeren ſtädtiſchen Schulen Collecten geſammelt, die einen
ganz befriedigenden Ertrag lieferten. Dank den Bemühungen
der Herren Reckoren ſind die auf dieſen Schulen geſammelten
Collecten ſtets reichlich aus gefallen.

Jm Reſtaurant zu den „drei Schwänen“ fand geſtern
Mittag wegen Auflöſung einer auswärtigen Züchterei durch
Herrn Louis Kaatz hier eine Auktion von verſchiedenen Raſſe
hunden, als Doggen, Newfoundländern, Jagdhunden 2c. ſtatt.
Einige der wirklich ſchönen Hunde fanden Abnehmer.

Unſeren Hausfrauen zur Nachricht, daß der auf den
Dienſtag fallende Wochenmarkt wegen Kaiſers Geburtstag
ſchon am Montag abgehalten werden wird. Dieſe Maßnahme
der Polizeiverwaltung verdient in jeder Beziehung Anerkennung.

T Auf einen recht ungünſtigen Termin fällt unſer dies-
jähriger großer Oſter-, Vieh und Krammarkt, nämlich auf den
31. März und den 1. April. Die Zahlung der Miethe und der
Wohnungswechel, der diesmal ein ſtarker werden verſpricht,
dürften Manchen abhalten, den Markt zu beſuchen.

Der Arbeiter Olze hier Liliengaſſe 11 (Socialdemokrat)
hat ſich in Kürze wegen Wahltäuſchung 2c., (Vergehen gegen
S 108 109 R.«St.-G.-B.) vor hieſigem Schöffengericht zu ver

(Der mit

antworten. Er ſoll nämlich bei der jüngſten Wahl außer ſeiner
eigenen auch für einen Anderen eine Stimme abgegeben haben.

März 1879 bezeichneten Fonds und

Seit Donnerstag wurde die in den 60er Jahren ſtehende
Wittwe Martin vermißt. Dieſeibe hat, wie ſich ente heraus
ſtellte, in Halle auf der Stroße einen Schlaganfall bekommen
infolgedeſſen ſie nach der Klinik gebracht warde, ohne daß ihre
Angehörigen davon Kenntniß hatten.

Gewerbekammer zu Halle a. S.
(Verhandlungen der Kommiſſion für gewerbliches

Schulweſen vom 3. Februar 1887)
Die Mitglieder der Kommiſſion, Herren Bankier Bethcke-

Halle, Vorſitzen er Malzſabrikant Reinicke Halle, Thonröhren-
fabrikant Pilz Bitterfeld Zimmermeiſter Töpfer Köſen
Schneidermeiſter Sitte Torgau und Gutsbeſitzer Hochheim.
Schafſtädt find vollzählig anweſend; ferner iſt der Präſident
der Gewerbekammer. Herr Macchinenfabrikant Riedel, er
ſchienen. Herr Bethcke eröffnet die Verhandlungen um
10 Uhr und bemerkt einleitend, daß er unter Mitwirkung des
Sekretärs der Handelskammer das vorliegende Thema mit den
Leitern der hieſigen Städtiſchen Fortbildungsſchule und Ge
werblichen Zeichenſchule einer Vorberathung unterzogen und
ſich dabei in allen wichtigeren Punkten mit den Genannten in
Uebereinſtimmung befunden habe. Die von der Königlichen
Regierung der Gewerbekammer zur Behandlung vorgelegte
Frage:

In welcher Lage befindet ſich das niedere und
mittlere, gewerbliche Schulweſen im Regierungs-
bezirk Merſeburg?“

laſſe verſchiedene Deutungen zu. Er habe angenommen, daß es
der Regierung um die Beibringung ſtatiſtiſcher Daten nicht zu
thun ſein könne mit ſolchen ſei ſie ausgiebig verſehen
ſondern um ein auf Erfahrung begründeres Urtheil über die
allgemeine Zweckmäßigkeit der Fortbildungsſchule und über die
Bedingungen. unter welchen dieſelbe ſich gedeihlich zu entwickeln
vermag. Sehe man ſich den Gegenſtand unter dieſem Geſichts-
punkte an. ſo habe man ſich beſonders über folgende Fragen
klar i werden: 1. Sind die gewerblichen Fortbildungsſchulen
eine nothwendige oder nützliche Einrichtung? 2 Soll der Be
ſuch derſelben den Lehrlingen freiſtehen, oder für dieſelben obli-
gatoriſch ſein? 3 Soll der Meiſter gehalten ſein, ſeinem
Lehrlinge, welcher die facultative Fortbildungsſchule beſuchen
will, hierzu Gelegenheit zu bieten 4. Iſt die Berechtigung
zum Eintritt in die Fortbildungsſchule an den Nachweis einer
gewiſſen Vorbildung zu knüpfen? 5. Jſt Schulgeld zu
fordern 6. An welchen Tagen und zu welchen Stunden ſoll
der Unterricht ſtattfinden? 7. Welche Lehrgegenſtände ſind
nothwendigerweiſe zu pflegen und auf welche andere kann der
Unterricht ausgedehnt werden (niedere und mittlere gewerbliche
Fortbildungsſchulen)?

Herr Bethcke bittet die Mitglieder der Kommiſſion, ſich
über die von ihm gewählte Art der Behandlung des Themas
zu äußern. Herr Riedel vermißt eine deutliche Unterſcheidung
zwiſchen niederem und mittlerem gewerblichen Schulweſen und
möchte darauf hinweiſen, daß nicht nur die Lehrlinge, ſondern
auch die angehenden Geſellen und Meiſter Gelegenheit finden
müſſen, ihr theoretiſches Fachwiſſen zu erweitern. Herr
Bethcke kennzeichnet den Unterſchied zwiſchen gewerblicher
Fortbildungsſchule und Fachſchule: erſtere wolle in den Fuß-
ſtapfen der Elementarſchule wandeln und für die Erhaltung und
Weiterbloung der nothwendigſten Allgemeinkenntniſſe ſorgen:
letztere ſuche ihren ganzen Unterrichtspvlan den Anforderungen
eines beſtimmten Berufes anzupaſſen. Die Herren Töpfer
und Pilz meinen, daß es ſich hier kaum um die eigentliche
Fachſchule, auch weniger um die mittlere gewerbliche Fort-
bildungsſchule, als vielmehr vor allem um die niedere gewerb-
liche Fortbildungsſchule bandle.

Nachdem die Kommiſſion dieſer Auffaſſung beigetreten, ſtellt
Herr Bethcke Punkt l ſeines Frageſchemas zur Beſprechung.
Es ergiebt ſich, daß die Kommiſſion die Bedeutung der Fort
bildungsſchule im Rahmen der auf die innere Konſolidirung des
Han werkerſtandes abzielenden Beſtrebungen vollauf würdigt.
Die aus der Elementarſchule hervorgegangenen Lehrlinge haben
je nach ihren geiſtigen Fähigkeiten und dem in der Schule auf
gewendeten Fleiße ein höchſt ungleiches Maß von Allgemein-
kenntniſſen aufzuweiſen; auch ſpielen äußere Umſtände hierbei
weſentlich mit, ſo namentlich der große Unterſchied zwiſchen
Land und Stadtſchule, welch letztere in den Bedingungen für
den Erfolg des Unterrichtes erheblich begünſtigt zu ſein pflegt.
Für die große Zahl der Lehrlinge, welche dem Penſum der
Elementarſchule nicht genügt haben, liegt bei dem Mangel jeder
geiſtigen Anregung die Gefahr nahe, daß ſie ihren geringen Schatz
an Grundkenntniſſen bald wieder einbüßen. Auch iſt das in
der Sache liegende moraliſche Moment nicht zu überſehen. Ein
über die Volksſchuljahre hinaus fortgeſetzter Unterricht iſt ein
kräftiger Halt gegen die mit den erſten Jünglingsjahren auf-
tretenden Verſuchungen; die Lehrlinge werden angemeſſen be-
ſchäftigt, an Gehorſam, Fleiß und Ordnungsliebe gewöhnt
Eigenſchaften, die ihnen für die Ausübung ihres Berufes ſicher-
lich von Nöthen ſind.

2 Die nun folgende Frage: ob freier oder Zwangsunter-
richt vorzuziehen ſei, wird von den Herren Bethcke, Riedel
und Hochheim in erſterem Sinne, von den Herren Töpfecr,
Sitte, und Pilz im Sinne des Zwanges beantwortet. Herr
Bethcke kann ſich von dem Utterrichte nichts verſprechen,
wenn derſelbe nicht auf willigen Boden fällt und nicht getragen
iſt von der Erkenntuniß des Schülers, daß ſein geiſtiges Können
zu tüchtigen Berufsleiſtungen nicht ausreicht. Der Zwang hebe
die Zahl der Schüler auf Koſten ihrer Qualität. Die ſchlechten
Schüler würden dem Voranſchreiten der ſtrebſamen ſtets un
Wege ſtehen. Herr Sitte erblickt in der Feſtſetzung des
Zwanges einen Nothbehelf, ohne den jedoch ein reger Beſuch
der Schule nicht zu erzielen ſei; nur zu häufig erweiſe ſich der
Appell an den guten Willen der Lehclinge und der Meiſter
als völlig fruchtlos. Es ſei zu wünſchen, daß beſonders die
Meiſter ein Einſehen haben und erkennen möchten, wie ſehr
ihre Lehrlinge durch die Schule an Brauchbarkeit gewinnen.
Jn ſeinem Wohnorte Torgau ſei man von der freien Fort-
bildungsſchule zur obligatoriſchen übergegangen Die Schule
ſei als freie Schale von dem dortigen Kunſtgewerbeverein ins
Leben gerufen und eine Zeitlang unterhalten worden, dann
habe aus finanziellen Gründen die Stadt dieſelbe übernehmen
müſſen. Aus dieſem Anlaſſe ſei die Umwandlung erfolgt, und
nun ſteuere auch der Staat zu den Unterhaltungskoſten bei.
Die Meiſter ſeien genöthigt, ihre Lehrlinge am Montag und
Mittwoch Abend ſowie am Sonntag Morgen zum Unterrichte
zu entlaſſen, was manche von ihnen der Schule recht gram
geſtimmt hahe, denn ſie ſeien gewohnt geweſen, die Lehrlinge
am Sonntage bis 4 Uhr Nachmittags zu beſchäftigen.
Vom Standpunkt des Staatsbürgers führt Herr Sitte zu Gun-
ſten der Fortbildungsſchule an, daß das Streben der Communen
auf Selbſtverwaltung gerichtet ſei, und auch mancher wiſſen
ſchaftlich minder Gebildete heutigestages zu einem Ehrenpoſten
gelange. Herr Riedel gedenkt einerſeits des geringen Ent
gegenkommens der Meiſter, andererſeits des Mangels an Stre
ben bei den Lehrlingen und giebt zu erwägen, ob es ſich nicht
empfehle, eine obligatoriſche neben einer freien Fortbildungs-
ſchule zu errichten; erſtere mit einem enger begrenzten Unter-
richtspenſum und für alle Lehrlinge verbindlich, letztere mit er
weiterten Unterrichtszielen und ſpeciell für die lerneifrigen Lehr
linge and Geſellen. Herr Pilz glaubt, nach den Ausführ-
ungen des Herrn Bethcke ſchließen zu müſſen, daß der Begriff
der „obligatoriſchen“* Schule von den Mitgliedern der Commiſ
ſion verſchiedentlich gedeutet wird. Wie die Sache liege, ſtehe
es der Gemeinde frei, die von ihr unterhaltene Fortbildungs-
ſchule zu einer obligatoriſchen zu geſtalten. Der Staat helfe
dann die Schule unterhalten. Was die Zeit des Unterrichts an
betreffe, ſo habe auch des Meiſters Frau ein Wort mitzureden,
da ſie der Dienſte des Lehrlings häufig bedürſe. An der Dop
pelſchule des Herrn Riedel könne ſchon der Koſten wegen höch
ſtens in größeren Städten gedacht werden. Herr Töpfer
iſt entſchieden für die obligatoriſche Schule und wünſcht, daß
alle jungen Leute im Alter von 14—18 Jahren, welche ſich nicht

Die Fortbildungsſchulen haben die doppelte Aufgabe, die
ſittliche Tüchtigkeit der aus der Volksſchule entlaſſenen
Jugend zu befeſtigen und zu erhöhen und die Gewerbs-
tüchtigkeit derſelben zu fördern. (Verfügung des Preußiſchen
Kultusminiſters vom 6. November 1874.)
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iber den Beſitz gewiſſer Grundkenntniſſe d vermögen,
dem Schulzwange unterworfen werden. An Orten mit Jnnungen
nnten leßtere einen Theil der Koſten auf ſich nehmen. Herr
gethcke ſchildert die ſociale Gefahr, welche die künſtliche Höher
ſgraubung der Volksbildung im Gefolge hat Ungleich bedenk-
cher als das Arbeiterproletarict ſei das Proletariat des Geiſtes.
den Deutſchen ſtecke der Schulmeiſter ſchon viel zu viel im
gopfe. Ob, der übermäßigen geiſtigen Anſpannung müſſe der
görper ver?ümmern und die Fachbildung leiden. Der „goldene
Joden des Handwerks ſei der großen Klaſſe der Halbgebilde
en, dem Heere der Schreiber eine leere Phraſe. Seien die
nateriellen Ausſichten auch noch ſo dürftig, alles dränge nach
der Schreibſtube. Wer den Trieb in ſich verſpüre, möge ſein
Biſſen zu erweitern trachten. der zum Handwerk Untaugliche
le Tagelöhner werden. Jm Königreich Sachſen, wo der obl
gatoriſche Fortbildungsunterricht eingeführt ſei. werde die Wie
deraufhebung deſſelben angeſtrebt vor Vertretern des Hand
ſertigkeitsunterrichtes habe der ſächſiſche Cultusminiſter die Ein
führung des Zwanges als einen Mißgriff bezeichnet. Daß mit
ingemeſſenen Mitteln ausgeſtattete Fortbildungsſchulen auch
ohne Preſſion gedeiben, zeigten die Städtiſche Fortbildungs-
ſhule und die Gewerbliche Zeichenſchule in Halle, deren Schüler
zjihl ſehr raſch zunehme Wohl aber dürften die Meiſter ax
jihalten ſein, ihren Lehrlingen, ſofern dieſelben die Fortbild-
ingsſchule beſuchen wollen, eine ortsſtatutariſch vorzuſchreibende
Schulzeit freizugeben. Auih könne eine einſchlägige Bedingung
m den Lehrkontrakt aufgenommen werden. Die Hauptſache ſei,
daß die Meiſter die Bedeutung der Schule für das praktiſche
Leben offen anerkännten und damit das Anſehen der Schule in
den Augen der jungen Leute höben. Leider werde das Zeugniß
der Elementarſchule jetzt noch ſo wenig berückſichtigt, daß manche
Schüler beim Abgange von der Schule es wagen könnten, das
ſelbe einfach zu beſeitigen. Dem vorletzten Redner erwidert
gerr Bethcke, daß mit der obligatoriſchen Fortbildungsſchule
ine locale, ſondern eine den ganzen Staat umfaſſende Ein
richtung gemeint ſei. Derſelbe conſtatirt ferner, daß keiner der
Herren Vorredner einen durchſchlagenden Grund für die Zwangs-
ſhule beigebracht habe. Dagegen ſeien die von ihm befragten
Sachverſtändigen in der entſchiedenen Verurtheilung derſelben
änig geweſen. Die von Herrn Riedel geplante Doppelſchule ſei
nur dazu angethan, die Sache zu compliciren. Herr Pilz
hat die Auffaſſung, als ob Herr Bethcke allzu eng aus ſeinen
zerſönlichen Erfahrungen heraus urtheile und dabei überſehe,
daß die Verhältniſſe auf dem Lande ganz anders, als in der
Stadt gelegen ſind; die Fortbildungsſchule auf dem Lande werdeſchon zufrieden ſein dürfen. wenn ſie das Ziel der gegliederten

ſtädtiſchen Elementarſchule annähernd erreiche. Herr Riedel
glaubt, daß die Regierung vielleicht z bewegen ſein werde, ihren
ſetzigen Standpunkt zu verlaſſen und principiell auch die freien
Schulen zu unterſtützen. Jm Grunde genommen ſei der Ge-
danke der obligatoriſchen gewerblichen Fortbildungsſchule als
eine Verlängerung des Schulzwangs über das ſchutpflichtige
Auer hinaus wenig logiſch. Die gleichmätzige Einführung der
Fortbildungsſchule im ganzen Reiche ſei aus örtlichen Gründen
inthunlich, auch ſei nicht abzuſehen, warum nur dem Handwerker
und nicht auch dem ländlichen Arbeiter, dem Tagelöhner, ja auch
dem Kauſmanne die weitere bildende Schule zu gute kommen
ſolle Dugegen ſei das von Herrn Bethcke für ſeine
Meinung in Anſpruch genommene Zeugniß der Lehrer nicht un-
anfechtbar, da die Lehrer ja ein Jntereſſe daran hätten, daß
ihnen ihr ohnehin ſo dornenvolles Amt nicht durch die Zu-
führung widerwilliger Schüler noch mehr erſchwert werde.
Herr Schneidermeiſter Sitte: Herr Bethcke hat geſagt: wer
kein tüchtiger Handwerker werden will, mag Arbeiter werden.
Dieſer Grundſatz maz für die größeren Städte ja ganz gut
paſſen, für das Land kommt man damit nicht aus. Wenn im
Schneiderhandwerk die „Saiſon“ anhebt, ſo zieht der Geſelle in
die Stadt, weil ihm daſelbſt ein größerer Lohn winkt. Der
Landmeiſter muß ſich dann ſo gut er kann mit Lehrlingen durch
helfen Viel Wählens in der Annahme derſelben ſteht ihm nicht
zu; die Eltern ſind ganz überwiegend arme Leute, welche ſich
keinerlei Sonderaufwendungen für die geiſtige Ausbildung ihrer
Kinder geſtatten können, die froh ſind, möglichſt bald ein Unter
kommen dafür zu finden. Wie ſollten ſie daran denken, den
Meiſter in ſeinem Verfügungsrechte über den Lehrling kontrakt-
lich zu beſchränken? Die Bezugnahme auf die ſächſiſchen Ver
hältniſſe iſt nicht ſtichhaltig; dieſelben ſind von den hieſigen ganz
wrſchieden. Jm Königreich Sachſen wird die Arbeitsruhe am
Sonntage möglichſt ſtrenge durchgeführt, ſo daß es den jungen
Leuten wenigſtens Sonntags an Gelegenheit zum Schulbeſuche
nicht fehlt. Die ſächſiſchen Handwerker ſind durch die Zwange-
ſchule für die freie Schule erzogen worden. Möge man es bei
uns mit demſelben Entwickelungsgange verſuchen! Die auf die
Schulen verwendeten Gelder ſtnd den Kommunen nicht ver-
loren, ſondern fließen ihnen zum Theil zurück in Form höherer
Steuern, zu deren Aufbringung die Handwerker dadurch be
fahigt werden, daß ſich ihre ſoziale Lage infolge ihrer geſteiger-
ten Berufstüchtigkeit beſſert.

(Schluß in der 3. Beilage.)

Jn Sachſen wurde der Fortbildungszwang 1873 einge-
führt. Man hatte dabei das Vorbild der allgemeinen Wehr-
pflicht im Auge. Inzwiſchen haben ſich die Anſchauungen in
weiten Kreiſen geändert, und es iſt noch keine Kammerſeſſion
vorübergegangen, obne daß Klagen gegen die obligatoriſche Fort-
bildungsſchule erhoben worden wären.

Aus aller Welt.
T Franzisco Cetti's achter Hungertag. Cetti, der geſtern

Mittag ſeinen achten Hungertag begonnen hat hielt ſich nicht
nehr in dem großen Saal nach der Behren-Straße zu auf,
ſondern in einem kleinen benachbarten Gemach, ſeinem Schlaf-
jmmer, in welchem eine ſehr hochgradige Temperatur herrſchte
Von drei jungen Medizinern überwacht, lag er auf dem Cangapé
ausgeſtreckt und rauchte eine Cigarette ſeine dritte geſtern.
Sein Puls iſt eiwas bewegt; ſein Geſicht erſcheiut noch hohl-
augiger und abgemaerter als vorgeſtern. Er hat ſechshundert
Cubikcentimeter Waſſer getrunken. Obwohl er namentlich in
den Beinen eine zunehmende Schwäche ſpürt, brachte er es am
Aynamometer noch bis 107, eine erſtaunliche Kraftleiſtung.
Fedenfalls iſt nicht daran zu denken, daß er eine dreißigtägige
Faſtenprobe abſolvirt. Nach Abſchluß ſeines Experimentes wird
er bei Kroll wahrſcheinlich als Gedankenleſer auftreten. Seine
Lebhaftigkeit hat bisher nur wenig nachgelaſſen.

Aus der Provinz Sachſen und ihrer Umgebung
Der Abdruck n iſt uur mit

Eisleben, 18. März. (Aufnahme. Realſchule).
In das Königliche Seminar wurden bei der Aufnahmeprüfung
von 40 Präparanden 25 aufgenommen. Der Jahresbericht
des Realprogymnaſiums enthält 1) das Feſt der Einweihung
s Realbroghmnaſiums und 2) Schulnachrichten von v. J.
W. O Richter Die Schülerzahl betrug am 1. Februar 186,
r kommen auſ m 22, Quinta 37, Quarta 30, Untertertia

Hvertertia 37, Unterſekunda 23, Oberſekunda 7 Schüler.
7 der Anſtalt unterrichten außer dem Dir. v. Richter 2 Ober-
er. 3 ordentliche Lehrer, 3 wiſſenſchaſtliche Hilfslehrer, 2

robanden, l techniſcher und 1 Geſanglehrer. Das Realpro-
Hmnaſium feiert den Geburtstag des Kaiſers am 22 d. Meis.
Vormittags 9 Uhr, wobei Herr Hr. Richter die Feſtrede hält
ſs Alsleben a. S., 19. März. Ehrenbürger). Dietſchen Behörden ernannten den berühmten Bildhauer Pro
Jor Schaper in Berlin, einen Sohn der Stadt zum Ehren-
ürger

I 3 Quedlinburg, 18. März. (Verſchiedenes).m hieſigen Synngſon beſtanden heute ſämmtlich 7 Abi-

raten die Prüfung; 2 von ihnen wurden vom münd-
hen Examen dispenſirt. Seit geſtern früh haben wir
hier Schneefall, ſo daß man ſich hier wieder mitten in
n Winter verſetzt glaubt, denn auch die Kälte dauert
immer noch fort. Die Vorbereitungen zu Kaiſers Ge
zurtstag werden rüſtig betrieben, da diesmal die Feier
beſonders ſchön ausfallen ſoll. Eine Menge Vereine
werden ſich an dem geplanten Fackelzuge betheiligen.

Jndnuſtrie, Handel und Finanzen.
Jn der am Freitag ſtattgehabten Aufſichtsrathsſitzung

der Nationalbank für Deutſchland wurde ſeitens der
Direktion die Bilanz und das Gewinn und Verluſt- Conto vor-
gelegt. Das letztere weiſt einen Nettogewinn von l 234 966.03 .4
auf, wobei die Coursrückgänge der Effektenbeſtände, welche in
den erſten Monaten des laufenden Geſchäftsjahres eingetreten
ſind, bereits Berückſichtigung gefunden haben Der Brutto
gewinn beträgt 1 869 436.75 Den hauptſächlichen Jnhalt
der umfangreichen Berathung machte das Strontianitgeſchäft
aus, hinſichtlich deſſen eine genaue Aufſtellung des eigenen
r und der Debitoren vorgelegt wurde. Es wurde
nachgewieſen, daß ſich das Geſchäft wie folgt ſtellt: Eigene Be
tbeiligung rund 2200 000 4. Debitoren, anerkannt aber zweifel
haft circa 1 150 000 .4, wogegen Strontianitwerthe valediren
im Nominalbetrage von ca. 1 700 000 Debitoren im Prozeß
ca. 300 000 in Summa: 3650 000 Um dieſem Engagement
der Bank in der rigoroſeſten Weiſe Rechnung zu tragen und
die künftigen Abſchlüſſe vor ferneren BVenachtheiligungen durch
dieſes Geſchäft ſicher zu ſtellen, wurde beſchloſſen, gegen daſſelbe
folgende Reſerven zu ſtellen: 1. den alten Reſervefond von
ea. 1019000 2. aus dem diesjährigen Reingewinn 550 000
3 die bereits gegen das Strontianitgeſchäft vorhandene Reſerve
von 810000 Summa 2379000 Jm ungünſtigen Falle
beſteht ſomit das t r im Strontianitgeſchäft fortannoch mit rund 1280 gegen ca. 4600000 -4 nominal
Strontianitwerthe worunter allein ca. 800000 -4 Roſitzer
Aktien, ferner 1430000.4 Strontianit- Obligationen u. 2380000 4
Strontianit- Aktien ſich befinden. Der eingewinn von
1234 966.08 vertheilt ſich demnach wie folgt: 559 000 .4 Re-
ſerve für Strontianit Engagement, Konto- Korrent- Reſerve
200000 10 bes Reſtes mit 48000 .4 in den geſetzlichen
Refervefond, 2 Dividende an die Aktionäre 420 000
Der Reſt ſoll auf neue Rechnung vorgetragen werden. Es
wurde beſchloſſen, die Anträge für die Generalverſammlung ge
mäß dem Vorſtehenden zu formuliren, und derſelben ferner den
Antrag zu unterbreiten, daß bis zu 3000000 .4 Aktien zum
Maximalkourſe von 85 zurückgekauft und das Grundkgapital
der Geſellſchaft event. um dieſen Betrag reduzirt werden ſoll.

Die Maſchinenbau-Geſeliſchaft Schwarzkopff
zu Berlin hat, wie die „Nat.Ztg.“ hört, von der japaniſchen
Regierung einen Auftrag zur Lieferung von Torpedos im Be-
trage von 3 Millionen -4 erhalten.

Die Generalverſammlung der Berliner Baugeſell-
ſchaft am kleinen Thiergarten er nächtigte den Auſſichts-
rath, das Aktienkapital außer den am 1. Mai d. J. zur Aus-
zablung gelangten 20 um weitere 30 durch gleichantheilige
Rückzahlung zu vermindern, ſo bald die dazu nöthigen Geld-
mittel vorhanden ſind. Die Terrainverkäuſe ſeit Beginn d. J.
betragen a 450000

Der Bruttogewinn der Schwarzburgiſchen Landes-
bank zu Sondershauſen pro 1886 ſtellt ſich auf 106 094
Nach Abzug der Unkoſten und Abſchreibungen in Höhe von
33798 ergiebt ſich ein Reingewinn von 67296 .4 derſelbe
erhöht ſich durch den Vortrag aus dem Vorjahre auf 69400
Nach Vergütung der vertraagasmäßigen Tantièmen mit 778
und einer Uebertragung von 3364 an den Reſervefonds ent-
fallen 4955 als Gewinnantheil an die Fürſtliche Regierung,
während der Reſt die Vertheilung einer Dividende von 6
wie bereits früher gemeldet, geſtattet. Zum Vortrag auf neue
Rechnung kommen 2101

Der Aufſichtsrath der Leisniger Mühlen-Aktien-
Geſellſchaft ſchlägt vor, von der Vertbeilung einer Dividende
abzuſehen. Der erzielte Gewinn beträgt 57 142,98

Nach dem Geſchäftsbericht der Niederlauſitzer Bank
in Kottbus betrug bei ungefähr gleichem Umſatz der Roh-
gewinn für 1886 187777 gegen 189048 im Vorjahre. Auf
Grund einer zur Sicherſtellung einer Wechſelforderung von
32700 eingetragenen Hypothek mußte die Bank das Rittergut

ber-Zibelke übernehmen, daſſelbe iſt mit 188669 gebucht.
Für Verluſte ſind 15858 ab geſchrieben und 10000 reſervirt.
Die Dividende beträgt 4 hegen vorjährige 5

Wir machden darauf aufmerkſam daß die Umwandlung
der Aktien der Eiſen-Jnduſtrie zu Mende und Schwerte.,
Aktien-Geſellſchaft, bis zum 31 März er. erfolgt ſein muß
und daß die nicht umgewandelten Aktien weder an der Divi-
dende theilnehmen, noch zur Vertretung in den Generalverſamm-
lungen herechtigen.

Nach dem Geſchäftsbericht der Osnabrücker Bank
ergiebt der Umſatz auf einer Seite des Hanptbuches für 1886
93 153 503 gegen 89929 950 in 1885. Dieſen erhöhten
Umſätzen entſpricht auch das erzielte Mehrerträgniß, auf wel-
ches indeß noch die vortheilhafte Abwicklung einiger größerer
Geſchäfte günſtig eingewirkt hat. Der Reingewinn beläuft ſich
nach Abzug der Ausgaben für Zinſen und Unkoſten in 1886 auf
125 943 während für 1885 nur 107 945 .4 erzielt wurden.
Dieſer Nutzen geſtattet, neben der Vertheilung einer Dividende
von 7 Proz., wie in den vier Vorjahren, den Reſerveconten
21 000 zuzuwenden.

Die Stadtverordneten von Düſſeldorf haben be-
ſchloſſen, eine 34prozentige Anleihe von 6 Millionen Mark
aufzunehmen, wovon 1 150 000 zur Tilgung der beim Reichs-
Jnvalidenfonds aufgenommenen Anleihe, 2509000.4 zu Hafen-
bauten dienen ſollen, während der Reſt zur Ausführung ver-
ſchiedener ſtädtiſcher Bauten beſtimmt iſt.

Nach den ſtatiſtiſchen Ermittelungen des Vereins
deutſcher Eiſen- und Stahlinduſtrieller belief ſich die
Roheiſenproduktion des deutſchen Reichs (einſchließlich Luxem-
burgs) im Monat Februar 1887 auf 270 725 Tonnen, darunter
137 661 Tonnen Puddelroheiſen und Spiegeleiſen, 30 729 Tonnen
Beſſenerroheiſen, 72041 Tonnen Thbomasroheiſen und 30295
Tonnen Gießereiroheiſen Die Produktion im Februar 1886
betrug 269 481 Tonnen. Vom 1. Januar bis ult. Februar 1887
wurden produzirt 564 695 Tonnen gegen 866350 Tonnen im
gleichen Zeitraum des Vorjahres.

Der Preis für Privatſilber iſt geſtern. wie aus Amſter-
dam gemeldet wird, von 89 auf 79 Fl. per Kilo fein herab
geſetzt.

Bezüglich der im Mai v. J. emittirten 4 Liſſaboner
Stadtanleihe werden wir von betheiligter Seite erſucht,
darauf aufmerkſam zu machen, daß ein Theil der ausgegebenen
Juterimsſcheine noch nicht in definitive Stücke umgetauſcht iſt.
Da an der Anfang nächſten Monats ſtattfindenden Amortiſations
Ziehung nur die Original- Obligationen theilnehmen und außer-
dem bereits ein Coupon von denſelben fällig geweſen iſt, ſo em
pfiehlt es ſich, den Umtauſch baldigſt vorzunehmen. Wie man
uns ferner mittheilt, dürfte der Umtauſch der Jnterimsſcheine
der im November v. J. emittirten II. Serie der Liſſaboner
Staotanleihe im Monat April beginnen. Die erſte Ziehung
dieſer letzteren Anleihe findet im Monat Oktober d. J. ſtatt.

Concursſachen, Zahlungsſtockungen er.
Concurseröffnungen. Handelsgeſellſchaft F. A

Sonntag u. Sohn in Leukersdorf (Chemnitz); Uhrmacher Emil
Oettinghaus in Barmen; Handelsmann Ernſt Guſtav Tietze in
Niederrabenſtein (Chemnitz); Bauunternehmer Eheleute Stefan
und Babetta Brunner in Fürth; Baumeiſter Eheleute Martinund Maadalena Fetzer in Nürnberg: Kaufmann Hermann Lamm

in Olsbrücken i. d. Pfal r hero) Gutsbeſitzer Wilhelm
Rabenau in Ottilienbof (Paſſenheim).

Prag, 18. März. Die bieſige renommirte Zuckerfirma
Hieronymus Albert, beziehungsweiſe deren Chef Richard
Eichler, iſt wie geſtern bereits gemeldet in n
gerathen und ſucht ein Moratorium nach. Die Paſſiven belaufen
ſich böchſtens auf 50 000 Fl. Betheiligt ſind außer Prag Paris,
Amſterdam und Magdeburg.

Halleſche Getreide- und Producten Börſe.
Halle a S., 19. März. (Preiſe mit Ausſchluß der Maklergebühr

per 1000 Kilogramm netto). Weizen feſter, 150 159 .4, Land
weizen bis 164 Roggen ruhig, 1000 Kilogr.,, 125--129 Gerſte
flau, Futtergerſte 120--135 Landgerſte 140--152 Chevalier-
gerſte 156--168 Hafer ſtark angeboten, 1000 Kilo 118--122

Mais 1009 Kilo Raps ohne Angebot. Rübſen
1900 Kilo Erbſen 1000 Kilo 145--165 4, feinſte über
Notiz. Kümmel excl. Sack per 100 Kilo netto ohne Notiz.

v Faß v. 100 Kilo Jnhalt pro 100 Kilo netto 33,50

Ermittelte Preiſe des Großhandels pro 100 Kilo Netto.
Linſen 20—30.4. Vohnen 13,50--14,50. Mohuſamen ohne
Angebot. Kleeſaaten, Roth 80--90 Weiß 60--110
Schwediſch 60--100 Esparſette 2426 Futter
acrtikel: Futtermetzl 1314 Roggeunklete 9,75
weizenſchaalen 8,23,50 Weizengrieskleie 3,50
Malzkeime, velle 9,5010,50 dunkle 8,50--9 Oelkuchen
11.76 12.25.4. Malz 27--28. Rüböl 44 PetroleumSöolaröl 0.825 11,/0 12 Spiritus 10000
Liter-Procent matt, Kartoſfelſpiritus 38,50 Rübeuſpiritus

Wocheu- Ueberſicht der Reichsbank.
Berlin. den 15. März.

Aktiva.
1) Metallbeſtand (der Beſtand an coursfähigem

deutſchen Gelde und an Gold in Barren oder
ausländiſchen Münzen) das Pfund fein zu
1392 .4 berechnet 444761,440,000 3un. 11, 199.000

2) Beſtand an Reichskaſſenſcheinen 22,616,000 Zun. 1,348,000
3) do. an Noten anderer Banken 11,895,000 Zun. 690,000
4) do. an Wechſeln „397,063,000 Abn. 10,337.000
5) do. an Lombardforderungen 46,473,000 Abn. 1,105,
6) do. an Effekten 39,365,000 Abn. 1,566,
7) do. an ſonſtigen Aktiven 27,382,000 Zun. 53,000

Paſſiva.
9) das Grundkaqapital 120.000,000 unverändert.

10) der Reſervefonds 22,398,000 unverändert.
11) d. Betr. d. umlauf. Not. 788,350,000 Abn. 10,093,00
12) die ſonſt. täglich fälligen

Verbindlichkeiten 365,741,000 Zun. 10,026,00
13) die ſonſtigen Paſſiva 140,000 Abn. 48,000

Warktverichte.
Magdeburg, 18. März. (für 50 kg) Granulatedzucker

Incl. 24,10, über 98 WKryſtallzucker I. do.t. über 8870 Kornzucker, excluſive, von 97
do. do. von 960 19.70--20,00, do. do. von 95

do. do. 88 Rendem. 18,80--19,10. Nachproducte, excl.
8892 do. do. 750 Rendem. 15,00 16,60. (Bei
Poſten aus erſter Hand:) Raffinade, ffein, excl. Faß
25,50, do. fein 25, 25,25, Melis, ffein, 24,75, do. mittel

do. ordinär Würfelzucker, I., incl. Kiſte
29,00, do. U., 25,50, Gem. Raffinade I., incl. Faß

26,50, do. 21,00--24. 50, Gem. Melis I., 238,25, do.
II., Farin 20,50-22,50, Melaſſe do.

Kartoffelſpiritus für 10,000 l-* loco ohne Faß 38,10--
38,

Magdeburg 18. März. Landweizen 160
Weißweizen 153--162 glatter engliſcher Weizen
164-159 Rauhwetzen 146-152 Rsggen 126-129
Shevaliergerſte 150--170 Vandgerite 133143
Hafer 118--123 für 1000 kg.

Berlin, 18. März Weizen per Kilogr. loco feſt, Ter
mine gewichen, gekündigt Ctr., Kündigungsreis 4 bez., Loco
150--170 nach Quautät bez., grlbe Lieferungsqualität 161
bez., per dieſen Monat bez., per April- Mai 162,75 bis
161,5 161,75 bez., per Mai- Juni 163,25--162 162,25
bez. per Funi-Jult 164163,25 bez., per Juli-Auguſt
bez., per Auguſt- September 165,75--165 bez., per September
Oktober .4 bez. Roggen per 000 Kilogr. ioco kleines Ge-
ſchäft, Termine flau, gekündigt Ctr., Kündigungspreis
bez., Loco 122127 .4 nach Qualität bez., Lieferungsqualität 124

bez., inländiſcher guter 124124,25 ab Bahn bez. per
dieſen Monat bez., per März- April bez. per April-
Mai 125-125,5--124,5 bez., per Mai-Juni 125,5--125,75 bis
125 bez., per Juni-Juli 126,5 126,75 125,75 bez., per Juli-
Auguſt 127,5 127,75 127 bez., per AuguſtSeptember
bez., per September- Oktober 129,75--129,25 bez. Gerſte
per 100) Kilogr. unverändert, große und kleine 110-190 nach
Qualität bez., Futtergerſte, geringe 100 frei Kahn bez.
Hafer per 1009 Kilogr. loco gute Waare geſucht, mittlere und
geringe Qualitäten vernachläſſigt, Termine matt, gekündigt
Etr., Kündigungspreis bez., Loco 100-133 nach Qua
lität bez., Lieferungsqualität 100 bez., pommerſcher mittel 114
bis 117 bez. guter 118--122 bez., ſeiner 124-126 bez.
ſchleſiſcher mittel 114117 bez., guter 118--122 bez., feiner
12 126 bez., preußiſcher mittel 113--115 bez., guter 116
bis 121 bez., feiner 122-125 ab Bahn bez., ruſſiſcher 98
bis 104 ab Kahn und frei Wagen bez., per dieſen Monat

[Nachdruck verboten.

Hallesches Stadt Theater.
Sonnabend, den 19. März. Beginn 7 Uhr.

116. Abonnements- Vorſtellung. (Gelbe Karten.)

Die Fnongfrau von Orleans“.
Romantiſche Tragödie in 5 Aufzügen von

Friedrich von Schiller.
Karl VII. König von Frankreich Eugen Mauthner.
Königin Jſabeau, ſeine Mutter Emilie Jeß.
Agnes Sorel, ſeine Geliebte Helene Bensberg.
Philipp der Gute, HerzogvonBurgund Albert Patry.
Graf Dunovis, Baſtard von Orleans Bauer.
La Hire, tswigſ Offiziere dmundSchmaſow.Du Chatel, königl. Offiziere Guſtav Schwab.
Raoul, ein lothringiſcher Ritter Fritz Kugelberg.
Chatillon, ein burgundiſcher Ritter Guſt. Wiegand.
Talbot, Feldherr der Engländer r Müller.
Lionel, ſche Aufſlrer M. Lützenkirchen.4 Faſtolf, engliſche Anführer Emil Moſer.
Erzbiſchof von Rheims Arthur RNunge.
Engliſcher Herold Franz Greger.Thibaut d'Arc, e. reicher Landmann Adolf Pfeiffer.

n e

Margot, Marie Purſchian.Loutiſon, ſeine Töchter 4 Margar. Lehmann.
Johanna, Julia Behre.Etienne, Adolf Dalwig.Claude Marie, ihre Freier er Horwitz.

arl Friedau.
Alwin Boewe.
Emmy Herold.

M. v. Wolfersdorff.
Joſef Hertzka.
Emmy Herold.
Helene Pauli.
Otto Hilprecht.

Königliche Kronbediente.
Magiſtratsperſonen.

Hofleute und andere ſtumme Perſonen im Gefolge des
Krönungszuges.

Handlung: Jn der Zeit von 1429 bis 1431 theils zu
geh einem Vogeſendorfe an den Ufern der Maas,

Raimond.
Bertrand, ein anderer Landmann
Pagen

Ein Köhler9 Ein Köhlerweib
Ein Köhlerbub
Ein Rathsherr
Biſchöfe. Soldaten und Volk.

Mönche. Marſchälle.

theils in den Hoflagern zu Chinon an der Vienne und
zu Chälons an der Marne, theils zu Rheims und in

deſſen Umgegend.

er

Repertoir: Sonntag 3 Uhr „Der Troubadour“
(halbe Preiſe), Abends 7 Uhr „Geier-Wally“ (0), Montag

Uhr „Die Zauberflöte“; Dienstag 7 Uhr „Zopf und
Schwert“; Mittwoch „Giſela“ (Ballet) u. „Kornblumen“.

Jn Vorbereitung: Die Grille“, „Das Glöckchen
des Eremiten“, „Julius Caeſar“, „Clavigo“, „Auf

6 S Befehl“, „Der Königslieutenant“, „Hamlet“, „Das 3
Nachtlager von Granada“, „Angèle“, „Dinorah“, p



e e II 3 e a“ im 0 tbez. er März April bez. per April Mai 9725 Hoffnung, daß des Doktors Kunſt ſich noch länger be Tor en.
bes. er MaiJuni 9925. bez. per Juni-Juli 10125 4 bez. währen möge, das theure Leben des Kaiſers ſeinem Volke 8 chaſtsabend. er2 25 September Oktober mit Damen in Wilke's Reſtaurant, ausſtr. 8.per Juli Auguſt 102.5-102,25 bez., per September Okto zu erhalten.“ äDer Nov. rig T inbigungerret Berlin, 18. März. Aus Petersburg verlautet, Montag, den 21. März:
oc0 au, ermitne De ge un 1 T e u 8 T J L 77777777be c 10052113 nach Qualität bez. ger dieſen Menat das 40 Studenten und 25 Studentinnen, ferner i Königl. UniverſitätsVibliother: (Friedrichſtraße) Geöffnet mbes er März April bez. per AprilMai 105 des Pawlow'ſchen Kadettenkorps und mehrere Offiziere, bis auf Weiteres von 8—1 Vorm. In den letzten zwei pro
e e eigene c r im Ganzen 150 Perſonen verhaftet ſind Dienſtſtunden Ausleihen von Büchern u. Abgabe derſelben Die HeFutterwaare 119--128 4 nach Qualität bez. Oelſagten per Berlin, 19. März. (Privattelegramm der Hall. Bibliothek u. Leſezimmer der Kaiſerl. Leopold. Carol. erſcheint
1000 Kilgr. gekündigt Ctr., Winterraps 4 bez,, Sommer- o elin, 19. z g Academie der Naturforſcher, ren Nr. von 3—6 im erſterxaps A bes. Winterrübſen bez. Sommerrübſen Zeitung). Hier herrſcht fortdauerndes Schneewehen. Febäude der Königlichen Unive täts Klinik am D e a ine
bez. Rüböl per 100 Kilogr. mit Faß. Termine niedriger. Verkehrsſtörungen machen ſich fühlbar. StadtverordnetenVerſammlung: Nachm. 4 im Sitzungs- Saale. weiter
gekündigt Ctr.. Kündigungspreis mit Faß München 18. März. Der Prinzregent von Bayern Vörſenverſammlung: Vormittags 8 Uhr im Börſengebäude i

bez. loco ohne Faß 4 bez., per dieſen Monat 4 bez. t d K erſängerin Pauline Lucca die Lud Berlin 13. VatontſsriſtenLeſrzim wera Magdebürgerſta 4
per März April bez. per April-Mai 44,2-438--43,9 hat der Kammerſäng Treppe hoch geöffnet von 13 Uhr Vorm. und von 25bes, Per Wai-Juni 44.5--44 I 24 hes. per JuniJuli wigsmedaille für Kunſt und Wiſſenſchaft verliehen. r, Nachmittag. Polytechniſcer Verein: Ab. 7
bez., per Juli Auguſt .4 bez., per e r eptember li. Wien, 19. März. (Privattelegramm der Halliſchen Bibliothek u. Leſezimmer im d 7 Ferein ehemal.
de i gen L 7 a o e Zrinsr eitung). Der deutſch öſterreichiſch- italieniſche „36 Ld. der m r S rper I gr. esz., Bieferung iftli Hall. Turnverein: un ude in derSpiritus ver 100 Liter à 1009 100009, Liter, Termine Allianzvertrag iſt perfekt. Derſelbe iſt h ch ſtädtiſchen Turnhalle Turuverein „Ule Adene s Uebung
Jiggter, gFründiat i Kiter Hündiaungsrzeis rn crreit ſtipulirt und enthält die gegenſeitige Bürgſchaft des n der Turnhalle Tauhbenſtr. 12. Tyiemeſcher Geſenn
Faß bez. Her dieſen Monat 379 bes. ver März April Heſitzſtandes. verein: Abds. 7 Uebung für Damen, Ab. erren in derung e bez. per April Mai 88,3-38,1-- 38.2 .4 bez. per ai Wien 18 März. Nach der „N. Fr. Pr.“ iſt der „Dresdener Bierhalle Schachklub: Adenbs. 8 hr im n
unt 38,5——38,4 bez., per Juni uli 39,3 39,2 .4 bez., per a t p d t d ß r' vor ſeiner Verhaftun in David“, alte Promenade. Hotel Stadt Verlin: Schachaben

un 40-39,9 .4 bez., per AuguſtSeptember 40,6 bis Verda egründet, daß der g d Halleſches Volksbad Leipzigerſtr. Nr. 6.: geöffnet von (Inſerat
er temberg Oktober bez. Spi Petersburg geweſene Degajew der Organiſator des Vorm 8 dis Abend 9 Uhr Ach und Waageamt: rer

ritus per 100 Liter à 100 19000/ loco ohne Faß 38 bez. ſetzten Attentats geweſen iſt. Mehrere aus der Haft ent Berlin 162). Wochentags von 8—12 Uhr Mittags und 2.6h Wer Not le an ir 97 aſſene Junker haben Selbſtmordverſuche gemacht. Ühr, Abends. Botaniſcher Garten: (gr. Wallſtr.
bez., feine Marken über Notiz bez. Roggenmehl Nr. O u. Bericht s St tersb ufolge verdankte Wochentags 6--12 und 1--6 Uhr. Städtiſche Anſtalt für
1 per 100 Kilogr. incl. Sack niedriger, gekündigt Ctr.. Kün- Neueren Berichten au Petersburg zufolg Arbeitsnachweiſung. Inſpektor Merten Arbeitsanſtalt Abdigungspreis bez, per dieſen Monat per März- April und der Zar ſeine Rettung dem Umſtande, daß auf den Verpflegungsſtation I. für fremde Reiſende: ebendaſelbſt vis 30.
per ABril-Weai 1695..4 bea.. er. MaiJuni 1210 bez. per Rath zweier Generale, des Senators Orſchefsky und des Herberge zur Heimath: Mauergaſſe 6b. Schneider Jnuung

e per Juli- Auguſt 4 bez., per Sep Ober-Polizeimeiſters Greſſer die Abfahrtsſtunde nach h e t trag
ember- Oktober ez. und Statutenberathung. Dom-Kirchenchor, r UebungAmſtersam, 18. März. Weizen auf Termine unverändert. der Kathedrale um eine halbe Stunde hinaus i Wiltes Reſtaurant kl. Klausſtr. 8. Turnverein Frieſen“ werden

per Mai 2175 7 Roggen loco flau, auf Termine geſchäftslos, geſchoben wurde. Dieſe Verſchiebung der Fahrt er u. Halleſcher Turnverein Abends 8 Uhr in der ſtädtiſchen Abonn
ver März 117 116 s Aer Mai 118 1184 II7. per Oct. möglichte die Feſtnehmung der Verſchwörer, welche zur Turnhalle am Roßplaß r das
124 à 123. Rüböl loco 23. per Mai 22* per Dezember 23. ävgl it 5 Poſten waren, den inſendeLondon, i8. März. (Anfangsbericht) Fremde Zufuhren urſprünglich angeſetzten Zeit auf ihren Poſten e nſeit leßtem Montag: Weizen 29 400, Gerſte 4300, Hafer 18800 kaiſerlichen Wagen zu erwarten. ſraroSt m re getr r J t tz. Petersburg, 19. März. (Privattelegramm der Hinw eig. W dußbericht. eizen 20360, Gerſte 4320, Hafer i i i ö ä igkeiſchluß p z g, ſeht träge, Preiſe unverändert. Halliſchen Zeitung). Die Verhöre der Attentäter Der heutigen Nummer liegt ein Proſpekt bei, betr. den 8
an milihe Setreidegrten ruhig ſehr träge den fortgeſetzt. Die Häupter derſelben benehmen ſich mmtLiverpoot, 18. März Baumworle. (infangsverrcht, werden fortgeſetzt. daupter „Praktiſchen Rathgeber im Obſt und Gartenbau“. Der wohl t

Muthmaßlicher Umſatz 10,05, B. Stetig. Tagesimport ſehr herausfordernd und erklärten, die Todesſtrafe heiſpielloſe Erfolg, daß der Rathgeber im erſten Jahre ſeines J Sonnta
2000 B. Schlußbericht. Umſatz 15000 B. davon für Spe ſei ihnen gleichgiltig; hinter ihnen ſtünden Erſatz Beſtehens ſich über 10000 Abonnenten erworben heute bei beilag
kulation und Export 2000 B. Amerikaner ſteigend, Surats feſt. männer in großer Zahl. Ausgabe des Proſpektes hat der Rathgeber nahe an 13000 (Stenog
S Lieferung: r Trieſt, 18. März. Wir ſind von der Welt abge Abonnenten! ſpricht am beſten für ſeme bratiiſche Ver BeApril-Mai 5* MaiJuni 5 Juni Juli 52* Juli-Augu i ndbarkeit im Garten.AuguſtSeptember 5/ea, alles Verkäuferpreiſe, September ſchnitten. Alle Telegraphen und Eiſenbahn Verbindungen werwe h t 2 teljährlt nur eine Mark Halle
Oktober 82 d. Werth. ſind unterbrochen. Der Verkehr geht per Poſt über Görz. Abonnement vierteljährlich nur ei rk. und d

W VWöchentlich erſcheint eine reich Fymmer. D wärts
(Nr. 1638.)

d und vBörſennachrichten. Verlag der Actiengeſellſchaft „Halliſche Zeitung zu Halle. PrBerlin. 18. März. Die Börſe begann in feſterer Haltung. Verantwortlich für Volitik u. Feuilleton Dr. Richard Hamel, 9 tals ſie geſtern geſchloſſen und war beruhigter. Das Geſchäft für Lokales und Provinz Dr. Ewald Schulze. beide zu Halle uſera k. Verlanc

blieb aber doch im Ganzen beſchränkt. e S In tchwätz7 2 i 17e (S 8e n e Halliſcher Kages-Ratender. de2,20, am 19. März Morgens am neuen Unterhaupt 2.20 Meter. Sonntag, den 20. März: e Concert und Ball wemWaßer ſtand der wpitrut am Brückenpegel bei Straußfurt freundli G. müner.am 18. März 1,29 Meter. TBe d erkanß der 9ibe heit Magdeburg am 19. März an e die hege en -erehe d gratdt. gatgne n n
eget e Donnerstag v. 11--] Uhr in der ehemal. Reſidenz, Domgaſſe 6. Familien Nachricht. für

Städtiſche Kunſtſammlung im Aicham ((gr. Berlin). von Hut um ThTel a hiſche Depeſchen 10 bis 6 Uhr Volksbibliothek: Vm. von 11-12 geöffnet im Durch die glückliche Geburt eines geſunden Töchterchens udolpelegrap W z 1 V den hocherfreut (2753 irſti8. Mä v ürſt von Hohenzollern Rathhaus. Kaufmänn. Verein: Vm. 11 Vorſtandſitzung. wurden ho 7 m 7 fürſtinBerlin, 18. März. e Fürſt von s Kattzoliſcher Geſellenverein: Ab. von 8—10 im Reſtaurant Brehna, den 17. März 1887. d lnd, d
hat dem Generalarzt von Lauer das Ehrenkreuz „Reichskanzler.“ Kaufm. Verein „Frohſinn“: Ab. 8 im Oscar Kummer u. Frau and 9
erſter Klaſſe ſeines Haus-Ordens überſandt, „in der Hotel und Cafs David. Verein Freundſchaftsbund: Ab. 9 geb. Vranke. 5 Kö

e CXOÖÄn... en. e 2 h u rinzerOeſterr. Staatsb. Mk. p. St. 5 387,00bz CharkowAzow gar. 5 98, 406G Halleſche Maſchinenfabr. 10 199,25b36 von Sz S Mt. p. St. 1 150,903 Große Ruſſ. Staatob. gar. 3 74,90b3 B Kette, Elbſchifff. Geſ. 323 81,256Berliner Börse V. 18. März. 5 63 r Jele Orte e r 5 47206 Körbisdocfer Zuckerſabr. 3 Gold, Silber und Papiergeld der Kri
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Beilage der Halliſchen Zeitung.
Deutſcher Reichstag.
11. Sitzung vom 18. März.

1 Uhr. Am Bundesrathstiſchez: von Bötticher, Dr. v. Schelling
Andere.und Der zwiſchen dem Reich und Serbien am 3. Juli v. J. zu

gerlin abgeſchloſſene Vertrag betr. den gegenſeitigen Schutz
der gewerblichen Muſter und Modelle wird ohne Debatte in
erſter und zweiter Leſung genehmigt.

Die erſte Berathung des Geſetzentwurfs betr. den Verkehr
git blei- und zinkhaltigen Gegenſtänden wird eingeleitet

rch dentn Direktor im Rerchsgeſundheitsamt Köhler: Von den Metallen,
eſetzlich welche bei der Herſtellung von Eß und Köochgeſchirr und ſonſtigen

beſonde Geräthen verwendet werden, verdient das Blei vom geſundheitlichen
itinn ere Standpunkte aus eine beſondere Beachtung. Das Blei iſt an ſich

rten ein geſährliches Gift, um ſo gefährlicher, als es nicht nur giftig
de Flur- wirkt, wenn es in größerer Menge auf einmal dem Körper zuge-

D. führt wird, ſondern auch im Stande iſt, in kleinen Mengen,
allmälig zugeführt, nicht alsbald zur Wirkung zu gelangen, ſondern
ſich im Körper anzuſammeln und dann, wenn ein genugend großes
Quantum vorhanden iſt, voll und ganz in Wirkſamkeit zu treten.
Von dem Standpunkte aus könnte man verſucht ſein, ein un
bedingtes Verbot der Verwendung von Blei für die von mir an

Ver geführten Gegenſtände zu befürworten. Das geht aber ausgeleiſtet techniſchen Gründen nicht an. Das Blei eignet ſich vermöge
rigono ſeiner Eigenſchaften wie kein anderes Metall zu MetallLegirungen.

ts direc Es wird daher nothwendig ſein, auf ein Kompromiß zwiſchen
dem Jntereſſe der öffentlichen Geſundheit und dem der Gewerbe
treibenden hinzuwirken. Faſt in jedem Staate des deutſchen Reichs
iſt der Gegenſtand mehr oder weniger durch Beſtimmungen ge-
regelt worden. Allein die Beſtimmungen weichen von einander ab
und ſcheinen zuweilen nicht den Gegenſtand zu treffen, den ſie
treffen ſollen. Auch von Seiten der betheiligten Jnduſtriellen wird
Werth auf eine einheitliche Regelung gelegt, da man meint, daß
bei dem gegenwärtigen Zuſtande der Unſicherheit den meiſten Vortheil
diejenigen haben welche ſich am wenigſten um die Beſtimmungen
kümmern. Die wiſſenſchaftlichen Anſichten darüber welcher Grad
von Bleizuſatz geſundheitsgefährlich iſt ſind noch verſchieden.
Hurch die hier vorgeſchlagenen Beſtimmungen wird hoffentlich
eine vermehrte Berwendung von Zinn, das bei Weitem weniger
gefährlich iſt als das Blei, herbeigeführt. Der Entwurf iſt im
Schoße der verbündeten Regierungen Gegenſtand eingehender Er-
wägungen geweſen. Vom Geſundheitsamt ſind dazu techniſche Er-
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ſtattet iſt, 10 Proz. Blei zu verwenden. Jch erklärte die Be
ſtimmungen für ſcharf, habe aber hinzugefügt, daß ich das für beſſer
halte, als unſichere Beſtimmungen.

Abg. Woermann: Dem Vertreter der verbündeten Regie-
rungen möchte ich nur erwidern, daß es ſich mit Thee doch etwas
anders verhält, als mit Petroleum. Jch glaube nicht, daß wir auf
China und Japan in Bezug auf die Theekiſten irgend welchen
Einfluß ausüben können.

Der Geſetzentwurf wird einer Kommiſſion von 21 Mitgliedern
überwiesen.

Es folgt die erſte Berathung des Geſetzentwurfs, betr. die
Abänderung des Reichsbeamtengeſetzes.

Abg. Hahn (Reichsp.): Meine Freunde und ich halten den
Geſetzentwurf in der Hauptſache für begründet. Wir halten es für
berechtigt, daß Dienſtemolumente, welche ihrer Natur nach ſteigend
und fallend ſind, nach ihrem durchſchnittlichen Betrage während der
drei letzten Etatsjahre, nicht wie bisher während der drei letzten
Kalenderjahre, vor Feſtſetzung der Penſion zur Aurechnung gelangen,
weil der Etat nicht nach dem Kalenderjahre feſtgeſtellt wird. Ferner
ſind wir mit der Beſtimmung des Geſetzentwurfs einverſtanden, daß
die oberſte Reichsbebhörde die Befugniß der Beſtimmung darüber, ob
und zu welchem Zeitpunkte dem Antrage eines Beamten auf Ver-
ſetzung in den Ruheſtand ſtattzugeben iſt und welche Penſion ihm
zuſteht, auf die höhere Reichsbehörde übertragen kann. So weit
über die Fafſfung einiger Beſtimmungen des Geſetzentwurfs noch
ein Zweifel beſtehen kann, wird ſich dieſer leicht iu der zweiten
Leſung beſeitigen laſſen, ohne daß eine Kommiſſionsberathung noth-
wendig iſt. Jch beantrage deshalb namens meiner politiſchen
Freunde, die zweite Leſung ohne Kommiſſionsberathung im Plenum
vorzunehmen.

Dagegen erhebt ſich kein Widerſpruch, die zweite Leſung findet
alſo im Plenum ſtatt.

Es folgt die erſte Berathung des Gefſetzentwurfs betr. die
unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit ſtattfindenden Ge-
richts verbhandlungen.

Staatsſekretär Pr. von Schellinug: Die gegenwärtige Vor-
lage läßt das Prinzip der Oeffentlichkeit von Gerichtsverhandlungen
unberührt, ſie beſchäftigt ſich nur mit den Konſequenzen, welche
eintreten, wenn das Gericht im einzelnen Falle beſchloſſen hat, bei
geſchloſſenen Thüren zu verhandeln. Dieſe Konſequenzen werden, wie ich
nicht verhehlen kann, erheblich verſchärft und ich muß die Frage als be-
rechtigt anerkennen, woher das Bedürfniß entſtanden ſei, das Gerichtsver-
faſſungsgeſetz in dieſem Punkte einer prinzipiellen Abänderung zu
unterziehen. Jch habe darauf zu antworten, daß Erſcheinungen
hervorgetreten ſind, anf welche bei Abfaſſung der Reichjuſtizgeſetze
nicht gerechnet werden konnte. Zunächſt hat ſich im Publikum eine
Vorliebe für die Lektüre effektreicher Gerichtsverhandlungen in einem
Maße eingebürgert, daß ſelbſt angeſehene Zeitungen der Befriedigung
dieſes Bedürfniſſes ſich nicht ganz entziehen konnten. (Sehr richtig!) Nun
pflegt aber ein derartiges Senſationsbedürfniß vor geſchloſſenen
Thüren nicht Halt zu machen, ſondern darin erſt recht den Anreiz
zu ſeiner Befriedigung zu finden. Jch kann in dieſer Beziehung
verweiſen auf die Erfabrungen, die gemacht worden ſind bei dem
viel beſprochenen Prozeß, der vor 15 Jahren beim hieſigen Land
gericht J. verhandelt worden iſt, auf welche Verhandlung ich Bezug
nehme als Beweis für die Unaufhaltfamkeit der einmal im
Publikum erwachenden Nengier. Jm übrigen will ich das Aergerniß,
welches damals durch die Zeitungsberichte gegeben worden iſt, nicht
dem beſtehenden Recht allein überlaſſen, ich muß vielmehr an-
erkennen, daß das damals beobachtete Verfahren, zu einer
geheimen Gerichtsverhandlung offizielle Vertreter der Preſſe
zuzulaſſen, ein ungewöhnliches war, und ich hege auch
nicht die Beſorgniß, daß das Verfahren in dieſer
Form ſich in der nächſten Zeit wiederholen werde. Allein wenn
auch die bequeme Art der Berichterſtattung künftig verſchloſſen wird,
ſo werden doch, wenn ſich wiederum Scenen von ähnlicher Spaun-
kraft hinter verſchloſſenen Thüren abſpielen, die dem Publikum
dienenden Reporter andere Mittel und Wege finden, um der Ge-
ſchmacksrichtung deſſelben entgegenzukommen. Wenn ſich auch die
angeſeheneren Zeitungen daran nicht betheiligen, ſo dürfen wir doch
das Auge uicht der Thatſache verſchließen, daß wir auch eine Reihe
von Blättern beſitzen, die einen Theil ihres Leſerkreiſes gerade da-
durch zu feſſeln ſuchen, daß ſie Gerichtsverhandlungen anſtößigen
Jnhalts in ihre Spalten aufunehmen, regelmäßig allerdings mit
einer gewiſſen Verſchleierung, die aber mehr zur Anusmalung als
zur Verhüllung dient. Unter allen Umſtänden iſt es ein Mißſtand,
daß Verhandlungen, die von Gerichten wegen ihres unſittlichen Jnhalts
unter Sperre gelegt ſind in der Preſſe ungehemmte Veröffentlichung
finden. S 34 des Strafgeſetzbuches bietet hier keine Schutzwehr, da
er nur bei den gröbſten Zuchtloſigkeiten angewendet werden kann.

Das ſind aber nicht die einzigen Unzuträglichkeiten, welche zu
dieſer Vorlage den Grund geben. Handelte es ſich nur um
Wahrung des öffentlichen Anſtandes, ſo würde mau vielleicht mit
dem Verbot der Berichterſtattung durch die Preſſe anskommen. Es ſind
aber auf einem andern Gebiet viel bedrohlichere Erfahrungen ge-
macht worden, welche den verbündeten Regierungen die Pflicht auf-
erlegen mußten, die Wahrung des gerichtlichen Geheimniſſes bis zu
den Vorſchlägen dieſes Entwurfs zu erſtrecken. Unſere Streitkräfte
zu Waſſer und zu Lande, ihre Einrichtung und Ausrüſtung, ſind
Gegenſtand einer unabläſſigen ſyſtematiſchen Auskundſchaftung.
Wegen ſolcher Machinationen ſind in den letzten Jahren mehrfach
Perſonen vor das Reichsgericht geſtellt und wegen Landesverrathes
verurtheilt worden. Dieſe Verurtheilungen haben der fortbeſtehen-
den Gefahr gegenüber allerdings nur die Bedeutung, daß damit
eine oder die andere Maſche in einem Netz zerſchnitten worden iſt,
deſſen Riß wieder vervollſtändigt werden kann. Aber ſie ſind ein
bedentſames Symptom für die Betriebſamkeit und Unermüd-
lichkeit, mit welcher durch die Auskundſchafter das
Werk geleitet und betrieben wird, und für die großen Geldmittel,
welche in dieſem Dienſt ihre Verwendung finden. Sie enthalten
deshalb die Mahnung zur äußerſten Vorſicht, daß wir den auf uns
gerichteten Späheraugen keine Blöße darbieten. Nun hat es ſich
bei den lehzten, vor dem Reichsgericht verhandelten Prozeſſen ich kann
ja die Namen neunen gegen den däniſchen Kapitän Sarauw und den
früheren Redakteur Prohl, um die intimſten Vorgänge und Verſuche beim
Heer und der Marine gehandelt. Es wurden dabei mehrere Offi-
ziere als Sachverſtändige vernommen. Jn beiden Fällen war die
Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen. Richtsdeſtoweniger ſind über den
Prozeß Sarauw detaillirte Berichte in die Zeitungen gelangt. Jn
Bezug auf den Prozeß wider Prohl iſt dies meines Wiſſens nicht
der Fall geweſen. Jn beiden Prozeſſen ſind aber die Gründe der
verurtheilenden Entſcheidung, welche nach dem beſtehen-
den Recht öffentlich verkündigt werden mußten, in den
Zeitungen veröffentlicht worden. Dadurch ſind anſehnliche Jntereſſen
des deutſchen Reichs in der empfindlichſten Weiſe geſchädigt worden.
Nun iſt es mir ja bekannt, daß vielfach die Anſicht vertreten wird,
der Vorſitzende des Gerichtshofes könne ſich bei Verkündigung der
Gründe einer weiſen Beſchränkung unterziehen und auf dieſe Weiſe
vermeiden, daß ſicherheitsgefährdende Thatſachen in die Oeffentlich-
keit gelangen. Allein auch eine blos andeutungsweiſe Bezeichnung
unferer militäriſchen Geheimniſſe würde bei den Jntereſſenten,
welche kein Mittel ſcheuen, um hinter militäriſche Geheimniſſe zu
kommen, ein Anſporn zur weiteren Nachforſchung ſein. Uebrigens
kann ich auch die erwähnte Meinung nicht für richtig halten. Nach
den Beſtimmungen der Strafprozeßordnung, wonach die mündliche
Verkündigung ein Surrogat für die ſchriftlichen Urtheilsgründe
bilden ſoll, kann jene Meinung meines Erachtens nicht aufrecht
erhalten werden. Verurtheilungen wegen Landesverraths machen
es unter allen Umſtänden nöthig, daß bei der Urtheilsverkündigung

a e läuterungen ausgearbeitet worden, welche ſich bereits im Druck be-
nun un finden und demnächſt dem Hauſe oder der Kommiſſion, welcher der
s, aus Entwurf vorausſichtlich überwieſen wird, zugehen wird.

t 5 Abg. Hultzſch (konſ.): Der vorliegende Entwurf will die be
Empfang ſtehende Unſicherheit auf dieſem Gebiete beſeitigen, welche durch
Reichs die verſchiedenen Beſtimmungen in den Einzelſtaaten beſtehen.

oſtkaſſen Man darf hoffen, daß das Vorgehen Deutſchlands auch die übrigen
et, be Staaten veranlaſſen wird, in gleicher Weiſe rorzugehen. Auch

ſchon vom Geſichtspunkt der öffentlichen Geſundheitspflege muß
wünſcht, man dem Entwurf ſympathiſch gegenüberſtehen. Zur Prüfung der
die zur einzelnen Beſtimmungen wird es ſich jedoch empfehlen, den Ent-

beiſungen wurf einer Kommiſſion zu überweiſen, ich beantrage daher namens
e ebenda meiner politiſchen Freunde die Verweiſung deſſelben an eine Kom-
r Zins miſſion von 2 Mitgliedern.
sbeſchei Abg. Goldfchmidt (dfrſ.): Jch ſtimme den Ausführungen des
ine aus Vertreters der verbündeten Regierungen bezüglich der Gefährlich-
n. Jm keit des Bleies vollſtändig zu und habe auch im Großen und
ar, mit Ganzen gegen ſeine Ausführungen nichts einzuwenden. Aber ich
ie Marke kann doch die Befürchtung nicht unterdrücken, daß der Entwurf
er neuen wahrſcheinlich die gegentheilige Wirkung von dem ausüben wird,

was beabſichtigt iſt. Jch fürchte, daß den löblichen Beſtrebungen
piere ſich der Gewerbetreibenden auf dieſem Gebiete ein gewiſſer Einhalt ge
iſſen. than wird, wenn man hier den zuläſſigen Zuſatz auf 10 Theile
Bankan- Blei feſtſetzt. Dann muß ich mich gegen den S 1 wenden, welcher
die An in der heutigen Faſſung ſehr ungenau iſt. Es geht nicht daraus

Das hervor, ob die bleiernen Waſſerleitungsröhren verboten ſein follen;
erſehen, dieſe haben ſich bisher als nicht geſundheitsſchädlich er-

Zins wieſen. Da die Beſtimmungen ſehr ſcharf ſind, ſo muß dieſem
chniſſen Paragraphen eine ganz prägnante Faſſung gegeben werden, welche
lich zu alle Mißverhältniſſe ausſchließt. Jch finde die Beſtimmungen über-

haupt etwas ſcharf, aber ich will dagegen nichts einwenden, weil
es zur ich mir ſage, dieſe ſind beſſer als unſichere Beſtimmungen, welche

der polizeilichen Willkür Thür und Thor öffnen. Wie weit die
Falle Gewerbetreibenden von dieſem Geſetz berührt werden, läßt ſich

papiere hente noch nicht überſehen. Jch möchte Sie bitten, den Geſetz
ſtkaſſen entwurf einer Kommiſſion von 14 Mitgliedern zu überweiſen.

(2767 Abg. Woermann (nul.): Jch ſchließe mich dem Antrag auf
Ueberweiſung des Entwurfs an eine Kommiſſion an. Wenn wir
auch dem Geſetz ſympathiſch gegenüberſtehen, ſo ſind doch manche
Punkte vorhanden, welche einer Prüfung bedürfen. Einer dieſer
Punkte betrifft den Theehandel, welcher mit überſeeiſchen Ländern
getrieben wird. Der Thee kommt in Kiſten, welche mit Blei aus-

b gelegt ſind, hierher, und ſie werden ſowohl in China wie in Kal-
buche kutta und Japan angefertigt. Jch glaube, es würde ſehr ſchwer
f den ſein, von Seiten der deutſchen Regierung vorzuſchreiben, daß dieſe

und Originalverpackung nicht mehr beibehalten werden dürfte. Es iſt
einge auch nicht möglich, daß von deutſcher Seite den Produzenten in
zuge überſeeiſchen Ländern beſondere Vorſchriften gemacht werden können,
rten weil dieſe ja auch nach anderen Ländern exporkiren. Jch glanbe,

daß es in Bezug hierauf auch nicht genügen würde, wenn man die
Wirkſamkeit des Geſetzes einige Jahre hinausſchieben würde. Ein

nmer zweiter Punkt betrifft die Konſervenkiſten, bei deren Herſtellung die
2787 Sache ähnlich liegt, wie bei den Theetiſten. Auch dieſer Punkt

wird in der Kommiſſion eingehend erörtert werden müſſen.
Direktor im Reichsgeſundheitsamt Köhler: Was die Konſerven

kiſten betrifft, ſo wird der Geſetzentwurf dieſer Angelegenheit ſo
weit wie möglich entgegenkommen, indem er nicht einmal vorſchreibt,
wie es in anderen Staaten, z. B. in Frankreich der Fall iſt, daß
dieſe Büchſen überhaupt nicht gelöthet, ſondern einfach zuſammen-
gefalzt werden dürfen, ſondern er läßt auch an der Jnnenſeite der
Konfſervenbüchſen noch Löthung zu und verlangt nur, daß dabei
nicht mehr als 10 Prozent Blei verwandt wird. Was die Thee-

hem kiſten anbelangt, ſo kann ich dem Vorredner erwidern, daß gerade
ter, ein Abnehmer, welcher ſolche bezieht, auch in der Lage ſein wird,

ſeinen Lieferanten Vorſchriften zu machen. Aehnlich lag die Sache
auch beim Petrolenm, wo man ebenfalls glaubte, mit den be
treffenden Beſtimmungen nicht anskommen zu können, während ſie
äch nachher ganz gut bewährt haben. Auf die Ausführungen des

tag Abg. Goldſchmidt iſt zu erwähnen, daß die Bleiröhren von dem
d vorliegenden Geſetzentwurf nicht berührt werden. Dann hat ſich

der Abg. Goldſchmidt in einen Widerſpruch verwickelt, indem er
J ſagte, daß 8 1 zu viel Freiheit gewähre, während er nachher meinte,
er glanbe, das Geſetz ſei zu ſcharf. Jch glaube, der Entwurf wird
wohl die richtige Mitte halten.

um Abg. Kalle (uſ.): Jch glaube, daß eine Verſchärfung der Be-
nd ſtimmungen, wie ſie hier vorgeſchrieben wird, dringend erwünſcht
e iſt. Jch bin auch der Meinung, daß die Vorſchläge, die hier ge-
us macht werden, wohl geeignet ſind, den Zweck zu erreichen, den man
u- im Auge hat. Etwas bedenklich erſcheinen mir jedoch die Vor-
t ſchriften des 8 2. Wie ſollen ſich Händler mit Nahrungsmitteln c.

darüber Kenntniß verſchaffen, mit welchem Apparat die Konſerven-
r büchſen hergeſtellt ſind? Jn der Kommiſſion wird ja Gelegenheit
n ſein, auf dieſe Sachen näher einzugehen.
d Abg. Goldfſchmidt: Der Vertreter der verbündeten Regie-
n rungen ſcheint mich mißverſtanden zu haben. Jch habe geſagt,
it daß ich nur fürchte, daß die Gewerbetreibenden in dem Beſtreben,
e möglichſt wenig Blei zu verwenden, nachlaſſen verden, wenn ge-
t

0
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diejenigen geheimen Thatſachen mitgetheilt werden, durch deren
Verrath das Verbrechen begangen iſt.

Nun glaube ich keinem Widerſpruch zu begegnen wenn
ich die Anſicht verlautbare, die Haudhabung der Straf-
juſtiz kann in keinem Fall in Formen bleiben, durch
welche das gefördert wird, zu deſſen Repreſſion die Straſ-
juſtiz da iſt. Einer ſolchen Selbſtzerſtörung muß unter allen
Umſtänden vorgebeugt werden, und es dürfen ſelbſt eingreifende
Mittel zu dieſem Zweck nicht geſcheut werden. Die verbündeten
Regierungen haben übrigens dem richterlichen Ermeſſen keine
Feſſeln anlegen wollen. Es ſoll vielmehr der eigenen Beurtheilung
des Gerichtes in jedem einzelnen Fall überlaſſen bleiben, ob das
Gericht den bei der Verhandlung anweſenden Perſonen die Pflicht
der Verſchwiegenheit auferlegt, ob es die Urtheilsgründe öffentlich
oder nicht öffentlich verkündigt. Das ſind die für die verbündeten
Regierungen leitenden Motive, und ich hoffe, daß fie die Unter-
ſtützung des hohen Hauſes finden. (Beifall.)

Abg. Rintelen (Eentr.): Es iſt nicht zu beſtreiten, daß in
einzelnen Fällen Berichte über geheime Gerichtsverhandlungen in
der Preſſe veröffentlicht wurden, die allgemeine Mißſtimmung in
der gebildeten Welt hervorgerufen haben. Man will dem nun ent
gegentreten, indem man Berichte über geheime Gerichtsverhand-
lungen unter Strafe ſtellen und auch bei Verkündigung der Urtheils-
gründe die Ausſchließung der Oeffentlichkeit zulaſſen will. Jn der
That iſt die öffentliche Verkündigung der Urtheilsgründe,
falls nur die Urtheilsformel öffentlich verkündet wird, nicht
durchaus nöthig. Dafür iſt der beſte Beweis, daß
auch bei unſeren wichtigſten Gerichten, den Schwur-
gerichten, nur die Urtheilsformel zur öffentlichen Verkündigung ge
langt. Dieſem Theile der Vorlage könnte ich alſo bedingt bei-
treten. Was den anderen Theil derſelben betrifft, ſo liegt bereits
jetzt die Möglichkeit vor, überall wo eine Gefährdung der öffent-
lichen Ordnung, der Sittlichkeit oder der Staatsſicherheit vorliegt,
die Oeffentlichkeit vollkommen auszuſchließen. Nach der Vorlage
will man aber jede Veröffentlichung über ſolche Verhand-
lungen unter Strafe ſtellen ſelbſt dem Angeklagten ſollen
Mittheilungen darüber unterſagt werden. Damit würde man
indeſſen dem Verurtheilten die Möglichkeit nehmen zu appelliren,
da er ſich mit keinem Dritten über feinen Prozeß in Verbindung
ſetzen darf. So darf dieſer Punkt alſo keineswegs angenommen
werden. Es würde da vollſtändig genügen, wenn man die Bericht
erſtattung in der Preſſe über nicht öffentliche Verhandlungen
unter Strafe ſtellte. Jndeß wird es vielleicht in der Kom-
miſſion möglich ſein, auch für den erſteren Punkt eine
nicht anſtößige Faſſung zu finden. Mit einer Be-
ſtimmung dieſer Vorlage kann ich mich aber keineswegs befreunden.
Man will auch bei Ausſchluß der Oeffentlichkeit den die Dieuſt-
aufſicht führenden Perſonen Zulaſſung gewähren. Das widerſpricht
vollſtändig dem Geiſte unſer ganzen Juſtizgeſetzgebung, welche die
vollſte Selbſtändigkeit der Gerichte ſtipulirt, und in dieſer Selb-
ſtändigkeit ſehe ich gerade das Palladium für eine geſunde Juſtiz.
Wohnt der Vorgeſetzte des Richters einer Verhandlung bei, ſo liegt
gerade dann, wenn die Verhandlungen nicht öffentlich ſind und
Berichte darüber unter Strafe geſtellt ſind, die Gefahr pſychologiſch
um ſo näher, daß der Richter ſich durch die Anweſenheit des Vor-
geſetzten wird beeinfluſſen laſſen. Jch beantrage Verweiſung der
Vorlage an eine Kommiſſion von 14 Mitgliedern.

Abg. Kleim (konſ.): Jm Namen meiner politiſchen Freunde
habe ich zu erklären, daß wir dieſem Geſetzentwurf gegenüber nach
wie vor auf demſelben Standpunkt ſtehen. Das Prinzip der richter
lichen Unabängigkeit wollen wir damit keineswegs aufgeben.
Die Beſtimmungen über die Geheimhaltung der Gerichts
verhandlungen bedürfen einer Aenderung, und eine ſeoiche
iſt nur auf geſetzlichem Wege möglich. Die Bedenken
des Herrn Vorredners beweiſen mir, wie nöthig es iſt, den Geſetz
entwurf in einer Kommiſſion vorzuberathen, und ich ſchließe mich
dem Antrage auf Ueberweiſung an eine Kommiſſion von 14 Mit-
gliedern au. Die Geheimhaltung der Gerichtsverhandlungen kann
im Intereſſe der öffentlichen Sittlichkeit und öffentlichen Ordnung
durchaus nöthig ſein. Die einzelnen Bedenken, die gegen ver
ſchiedene Beſtimmungen des Entwurfs vorgebracht ſind, werden ſich
in der Kommiſſion erledigen laſſen.

Abg. Dr. Meyer (Jena, nl.): Der Staatsſekretär hat bereits
hervorgehoben, daß der Grundſatz der Oeffentlichkeit durch dieſes
Geſetz nicht berührt wird. Das vorliegende Geſetz hat lediglich
den Zweck, für Fälle, wo auch jetzt bereits die Oeffentlichkeit aus
geſchloſſen iſt, etwas ſtrengere Beſtimmungen zu geben, als ſie in
unſerem bisherigen Recht enthalten waren. Jm Großen und
Ganzen kann ich mich mit den Ausführungen meiner Vor-
redner einverſtanden erklären. Jch erkenne ein Bedürfniß
der Aenderung der jetzigen Beſtimmungen an, bin aber ebenfalls
der Meinung, daß der vorliegende Entwurf doch zu einer Reihe
von Bedenken und Zweifeln Anlaß giebt, und daß dieſe nur in
einer Kommiſſion erledigt werden können. Mit der Zahl von 14
Mitgliedern bin ich einverſtanden, da bei einer lediglich juriſtiſchen
Frage eine kleinere Kommiſſion um fo beſſer arbeiten wird. Zu
dieſem Entwurf haben nun einmal Veranlaſſung gegeben
eine Anzahl von Hoch und Landesverrathsprozeſſen, in denen es
ſich weſentlich um militäriſche Geheimniſſe handelte. Jch erkenne
hier die Nothwendigkeit einer Aenderung des beſtehenden Rechts
vollkommen an, venn mit den bisherigen Beſtimmungen kommen
wir nicht mehr aus. Andererſeits ſind maßgebend geweſen eine
Anzahl von Fällen, wo es ſich um Verbrechen gegen die Sittlichkeit
gehandelt hat. Da muß ich allerdings ſagen, daß ich das Bedürfniß nicht
in dem Maße anerkennen kann, wie es die Motive dieſes Ent-
wurfes thun. Es läßt ſich nicht lengnen, daß in einer Reihe von
Fällen, wo ſich praktiſch große Unzuträglichkeiten herausgeſtellt,
haben, namentlich in dem einen auf den die Motive Bezug neh
men, ſchließlich auch auszukommen geweſen wäre mit einer energi-
ſcheren und beſſeren Handhabung der Befnugnuiſſe, welche bereits die
beſtehende Geſetzgebung giebt. Das hat der Staatsſekretär ſelbſt
bis zu einem gewiſſen Grade anerkannt, indem er das Verfahren
in dieſem Fall ein ungewöhnliches nannte.

Jm Einzelnen ſind es weſentlich vier Aenderungen, welche
dieſer Geſetzentwurf in unſer geltendes Recht einführen will. Zu
nächſt ſoll künftighin nur die Verkündigung der Urtheilsformel
öffentlich erfolgen, während bisher auch die Entſcheidungsgründe
verkündet werden mußten. Daß für dieſe Aenderung unter Um
ſtänden ein Bedürfniß exiſtiren kann, iſt zuzugeben, da namentlich
in den Hoch- und Landesverrathsprozeſſen, wo es ſich um militäriſche
Geheimniſſe handelt, in der That die Sicherheit des Staates da
durch gefährdet werden kaun, daß das ganze Urtheil öffentlich ver
kündet wird. Es erfolgt ja, wie ſchon der Abg. Rintelen bemerkte, auch
bei den Schwurgerichten keine Verkündigung der Entſcheidungsgrüude!
Jm übrigen kann ich ja konſtatiren, daß auch nach der Abſicht der
verbünderen Regierungen dieſe Ausſchließung der Oeffentlichkeit
der Urtheilsgründe lediglich eine fakultative ſein ſoll, daß alſo das.
Gericht die Möglichkeit beſitzt, auch wenn die Oeffentlichkeit der
Verhandlung ausgeſchloſſen iſt, doch die Urtheilsgründe nachher
öffentlich zu verkündigen. Es wird ja darüber in der Kommiſſion
zu ſprechen ſein, ob das vielleicht in der Formnulirung des betreffenden
Paragraphen noch deutlicher zum Ausdruck gebracht werden ſoll.

Der zweite Punkt bezieht ſich auf den s 175 des Art. J. und
Art. II. Nach dieſer Beſtimmung ſoll die Möglichkeit beſtehen, daß
das Gericht gewiſſen Perſonen, die bei der Verhandlung anweſend
ſind, alſo Parteien, Zengen, Sachverſtändigen u. ſ. w. die Ver
pflichtung auferlegt, beſtimmte Theile der Verhandlung geheim zu
halten, ſofern von dem Bekanntwerden eine Gefährdung der Staats
ſicherheit zu befürchten iſt. Jch erkenne an, daß auch in dieſer Be
ziehung eine Aenderung des beſtehenden Rechts rothwendig iſt, wenn ich
auch der Meinung bin daß der betreffende Paragraph vielleicht
etwas anders und etwas genauer präziſirt werden könnte, da die
Worte „Gefährdung der Staatsſicherheit“ in der That ein bischen
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ſehr allgemein gehalten ſind.
Frage anregt, ob dadurch auch ausgeſchloſſen wäre, daß man etwa
Mittheilungen an den Vertheidiger machte, ſo liegt das wohl nicht
in der Abſicht des Geſetzentwurfs; indeſſen wird ſich auch in dieſer
Beziehung eine präziſere Formulirung finden laſſen.

Der dritte Punkt iſt der, daß die Zulaſſung einzelner Perſonen
zu den nicht öffentlichen Verhandlungen, die bisher zuläſſig war,

Wenn der Kollege Rintelen die

küuftighin ausgeſchloſſen ſei. Nach den Motiven ſollte dadurch
nicht ausgeſchloſſen werden, daß etwaige Sicherheitsbeamte, daß
Begleiter jüngerer oder gebrechlicher Perſonen zugelaſſen werden;
ich glaube aber, daß in dieſer Beziehung auch etwas zu weit ge
gangen iſt. Es iſt ja richtig, daß in einem vorher erwähuten Falle
dadurch ſich große Unzuträglichkeiten herausgeſtellt haben, daß man
namentlich die Vertreter der Preſſe in die nuicht öffentliche
Verhanelung zugelaſſen hat und dadurch große Berichte
in die Zeitung kamen. Das lag doch aber lediglich
daran, daß die betreffende Befugniß des Vorſitzenden
nicht entſprechend gehandhabt worden iſt. Deshalb glaube ich,
würde hier allenfalls mit dem heſtehenden Recht auszukommen ſein.
Diskutabel wäre, ob nicht vielleicht zweckmäßiger die Zulaſſung ein
zelner Perſonen, die doch unter Umſtänden wünſchenswerth ſein
kann, ſtatt in die Hände des Vorſitzenden, in die Hände des Ge
richts gelegt würde. Dieſes wird das geeignete Organ ſein, zu be
finden, ob vielleicht von dieſem Ausſchluß der Oeffentlichkeit wieder
beſondere Ausnahmen gemacht werden können. Das Gericht wird
auch leichter dem Andringen einzelner Perſonen um Zulaſſung zu
den Verhandlungen Widerſtand leiſten können.

Der letzte Puukt iſt Artikel III des Entwurfs, wonach künftig
bei nichtöffentlichen Verhandlungen jeder Bericht in der Preſſe ans-
geſchloſſen werden ſoll. Jch gebe zu, daß dieſe Beſtimmung nament-
lich da unbedingt nothwendig iſt, wo es ſich um die Staatsſicher-
heit handelt und beſonders militäriſche Geheimniſſe, der Marine c.
in Frage kommen. Jm Uebrigen aber, glaube ich geht
der Artikel zu weit und es wird in der Kommiſſion eine ent-
ſprechende Modifikation namentlich im Jntereſſe wiſſenſchaftlicher
Erörterungen aufzuſuchen ſnin. Es kann aber das Bedürfniß, die
Veröffentlichung in die Preſſe gelangen zu laſſen, auch in anderen
Fällen vorhanden ſein, namentlich, wenn Jemand in ſeinem eigenen
Jntereſſe den Wunſch hat, derartige Berichte in die Oeffent-
lichkeit gelangen zu laſſen. Jch kann mir z. B. den
Fall denken, daß Jemand wegen ESitettlichkeitsverbrechen
unter Anklage geſtellt iſt, daß dann ſich herausſtellt, daß es ſich
nur um einen Erpreſſungsverſuch handelt. Unter dieſen Umſtänden
kann der Angeklagte ein großes Jntereſſe daran haben, daß wirklich
ein Bericht über die Verhandlung in die Oeffentlichkeit gelangt
und nicht etwa blos das Urtheil öffentlich verkündigt wird, weil
ja aus der bloßen Verkündigung der Urtheilsformel man nicht
erſehen kann, aus welchen Gründen die Freiſprechung erfolgt iſt.

Was endlich die Frage betrifft, welche der Abg. Rintelen noch
hereingezogen hat in Bezug auf die Dienſtaufſicht, ſo muß ich
meinerſeits erklären, daß, ſelbſt wenn der Abſatz 2 des S 176 in
der vorliegenden Form angenommen werden ſollte, dadurch meiner
Anſicht nach die Beſtimmung in 8 195 des Gerichtsverfaſſungs-
geſetzes, wonach Berathung und Abſtimmung in nicht öffentlicher
Sitzung vorgenommen wird, in keiner Weiſe berührt werden würde.
Jndeſſen wird es immerhin zweckmäßig ſein, dies in der Kommiſſion
klar zu ſtellen. Jm Nebrigen bin ich mit den Ausführungen des
Abg. Rintelen vollkommen einverſtanden. Auch ich will ganz und
vollkommen die Unabhängigkeit des Richters gewahrt wiſſen. (Beifall.)

Abg. Kräcker (Sozialdem.) erklärt ſich als Gegner der Vor-
lage. Selbſt bei politiſchen Prozeſſen erſcheine die Oeffentlichkett
der Urtheilsverkündigung nothwendig. Ganz beſonders bei der
jetzigen Handhabung des Sozialiſtengeſetzes, wo man überall eine
Gefährdnug von Staat oder Geſellſchaft erblicke, könne die Oeffent-
lichkeit nicht entbehrt werden. Die Beſtimmung, daß es ſelbſt dem
Angeklagten ſolle verboten werden können, etwas über die Gerichts-
verhandlung mitzutheilen, ſei ganz unannehmbar. Solle etwa der
Angeklagte nicht ſeine Angehörigen vor einem Zengen, der falſche
Ausſagen gemacht habe, etwa vor einem Polizeiſpion warnen dürfen
Jm Ländesverrathsprozeß gegen die Frankfurter Sozialiſten habe
man an dem Polizeiſpion Horſch gefehen, in welcher Weife dieſe
Leute ihre Ausſagen machen. Wer ſich zu ſolchen Spiondienſten
hergebe, dürfte zu einer gerichtlichen Zeugenausſage überhaupt
nicht zugelaſſen werden. Dieſe Geſichtspunkte müßten in der
Kommiſſion wohl erwogen werden.

Abg. Klotz (dfr.): Jch halte dieſen Geſetzentwurf für den
erſten Verſuch, unſer auf Mündlichkeit und Oeffentlichkeit beruhendes
Gerichtsverfahren zu erſchüttern. So unweſentlich der Eingriff auch
auf den erſten Blick erſcheint, es bedeutet doch einen tiefen Eingriff
in das Prinzip der Oeffentlichkeit, wenn nur die Urtheilsformel,
nicht auch die Begründung publizirt wird; denn der Tenor giebt
in keinerweiſe ein faßbares Bild, warum, nachdem heimlich ver-
handelt worden iſt, gerade das betreffende Urtheil zu Stande ge-
kommen iſt. Man bedenke doch, es handelt ſich ja nicht nur um
Verurtheilungen, ſondern auch um Freiſprechungen, und gerade in
dieſen Fällen wird es für den Angeklagten von beſonderem Werthe

ſein, nachdem geheim gegen ihn verhandelt worden iſt, bekannt
werden zu laſſen, aus welchen Gründen ſeine Freiſprechung erfolgt
iſt. Das Urtheil gewinnt erſt wirkliche, thatſächliche Bedeutung,
wenn mit dem Tenor das Urtheils auch die Gründe
veröffentlicht werden. Für uns alte Richter liegt in der Oeffent
lichkeit auch bei der Urtbeilsverkündigung die Kontrole für das
Publikum, daß auch der Richter alle Thatſachen, die ſich heraus-
geſtellt haben, reiflich erwogen hat. Die Paraällele des Kollegen
Rintelen mit den Geſchworeüengerichten paßt nicht, denn dort liegt
die Garantie für die Wahrnehmung der Intereſſen des Angeklagten
darin, daß er als Richter Männer aus dem Volke hat. Wir ſind
alſo wegen dieſer Erſchütterung und Durchbrechung des Prinzips
der Oeffentlichkeit und Mündlichkeit, welche hier angebahnt werden,
entſchiedene Gegner des Entwurfs von Aufang an.

Außerdem iſt zu beachten, daß es doch in vielen Fällen,
namentlich auch, wenn es ſich um Amtsvergehen handelt, von
höchſtem Jntereſſe für den Angeklagten ſein kann, daß beſtimmte
Perſonen zu den Verhandlungen zugelaſſen werden. Jn dieſer
Beziehung begrüße ich den Vorzchlag des Herrn Abg. Meyer (Jena)mit Freuden, daß er wenighens hier die Entſcheidung nicht
in die Hände des Vorſitzenden allein gelegt, ſondern dem Gerichts
hofe überlaſſen wiſſen will. Wie wollen Sie es ferner
einem Angeklagten, dem ja doch das Urtheil mit allen
Gründen übermittelt werden muß, verweigern, dieſe Gründe in
ſeinem eigenem Jutereſſe möglichſt bekannt zu machen? Soll es
dem Vertheidiger nicht möglich ſein, bei Reviſionen die Urtelsgründe
möglichſt im Jntereſſe ſeines Klienten zu verwerthen? Das Geſetz,
wie es hier iſt, iſt undurchführbar. Formuliren Sie doch einen
Beſchluß über eine Verbandlung, bezüglich deren in einzelnen Theilen
die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen geweſen iſt, und infolgedeſſen dieſe
Theile in der Urtheilsbegründung übergaugen werden müſſen.
Wie wollen Sie die Anklage erheben gegen Perſonen, welche gegen
dieſes Geſetz verſtoßen haben, ohne nicht ſelbſt den mit Still-
ſchweigen zu übergehenden Theil zu publiziren? Auf der einen
Seite wollen Sie das Geheimniß bewahren und geben andererſeits
Beſtimmungen, welche mit Nothwendigkeit zur Verö entlichung des
Geheimniſſes führen müſſen. Was die geſchäftliche Behandlung
anlangt, ſo bin ich mit der kommiſſariſchen Vorberathung einver-
ſtanden, mögen Sie nun eine Kommiſſion von 14 oder 21 Mit-
gliedern wählen.

Wirklicher Legationsrath Kayſer: Gegenüber den Ausfüh-
rungen der letzten Herren Vorredner, habe ich den Standpunkt des
auswärtigen Amtes zu vertreten. Jch meine, daß wenn es ſich
darum handelt, ob mehr die Rechte der Einzelnen oder die des
Staates geſchützt werden ſollen dann die Wahl nicht ſchwer ſein
wird. Namentlich möchte ich den status causge et controversiae
dahin reſumiren, daß man wmeint, es ſei das Prinzip der Oeffent-
lichkeit durch den Geſetzentwurf in Gefahr gebracht. Nach wie vor
bleiben die Gründe, aus denen die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen
ſein ſoll, dieſelben nach wie vor bleibt es dem Gericht überlaſſen,
wann es die Oeffentlichkeit ausſchließen will. Es handelt ſich
blos um die Nothwendigkeit, dem Beſchluß eine größere Wirkſam-
keit zu geben. Die Nothwendigkeit dazu hat ſich gerade auf dem
Gebiete des auswärtigen Reſſorts ganz vorzugsweiſe gezeigt. Wir
haben geſunden, daß durch die Verkündigung der Urtheilsgründe in
öffentlicher Sitzung das ganze Verfahren in nuce in einer ſehr hübſchen
und ſyſtematiſchen Ueberſicht coram publico bekannt gegeben wird. Der
Vorſitzende iſt nach der Strafprozeßorduunng in einer gewiſſen
Zwangslage: er muß entweder das ganze Urtheil, welches ſchriftlich
feſtgeſtellt iſt, vorleſen oder alle Gründe deſſelben mündlich augeben.
Wir haben ferner gefunden, daß bei Staatsbeamten ein Motiv
zur Amtsverſchwiegenheit vorliegt, bei allen anderen Faktoren aber,
die bei den Verhandlungen betheiligt ſind, die Neigung vor-
liegt, darüber zu reden und auch zu ſchreiben. Jch kann Fälle
anführen, wo gerade in einem Landesverrathsprozeß, obwohl das
Gericht die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen hatte, obwohl keine Bericht
erſtatter für die Prefſe zugelaſſen waren, doch während des Verlaufs
des Prozeſſes ganz genan der Gang deſſelben in den Leipziger
Zeitungen und anderen Blättern erſchienen iſt. Durch derartige
Veröffentlichungen wird der fremden Spionage ganz genau bekannt,
was ihr zum Vortheil und dem deutſchen Reiche zum Schaden gereicht.
Einerſeits iſt es bekannt, daß die Agenten, deren ſich die fremden
Auftraggeber bedienen, ſehr häufig auch unter anderen richtigen
Nachrichten unzuverläſſige mittheilen, auch ſolche, die mehr Ausfluß
ihrer Phantaſie ſind, als der Wirklichkeit entſprechen, und zwar ein
fach aus dem Grunde, weil dieſe Agenten um ſo beſſer bezahlt
werden, je mehr Nachrichten ſie ihren Auftraggebern bringen. Nun
iſt es ihren Auftraggebern außerordentlich ſchwierig, die
Angaben dieſer Agenten zu kontroliren; ſie können es
nur mit Anwendung außerordentlicher Zeit und Mühewaltnuug.
Aber durch die öffentliche Verkündigung der Urtheilsgründe werden
gerade die fremden Auftraggeber ſehr genau unterrichtet darüber,
wie die Nachrichten der Agenten nun beſchaffen waren. Sie können
geradezu aus den Verhandlungen eine Kontrolle ausüben. Dabei
iſt es durchans unweſentlich, ob etwa der Gerichtshof in einem
ſolchen Urtheile bei der Verkündigung der Gründe genauere Details

gegeben hat, oder ob er nur Andeutungen r hat
Denn was dem Laien vielleicht zuſammenhangslos erſcheint
iſt für den Sachverſtändigen oft ein ſehr genaue
Bericht. Die fremden Auftraggeber der Spionage merken aber
auch aus dem Gang der Verhandlungen, daß wir einen Einblig
haben in deu Gang der Verauſtaltungen, die ſie getroffen haben,
um die Einrichtungen unſeres Heeres, unſerer Marine, unſerer
Ausrüſtung u. ſ. w. auszukundſchaften. Das Gericht hat ja in
jedem einzelnen Falle zu prüfen und genau zu erörtern, ob ein
vollendeter Landesverrath vorliegt oder nur ein verſuchter oder
keins von beiden. Alle dieſe Dinge erfahren aber dieſe fremden
Agenten und ziehen daraus ihre Schlüſſe, und dieſe werden auf do
Beſte von den Auftraggebern derſelben verwerthet. Die fremde Spionage
erfährt aber auch gleichzeitig, welcher Mittel ſich unſere Unter
ſuchungsbebörden, welcher Mittel ſich das Deutſche Reich zur Ab,
wehr bedienen, und auf dieſe Weiſe kann wiederum die fremde
Spionage unſer Vertheidigungsſyſtem lahmlegen und uns
nöthigen, zu Abänderungen deſſelben zu greifen und
das alles unter außerordentlichen Koſten und Mitteln
Dazu kommt noch, daß gerade durch dieſe Erörternngen des Gerichts,
welche ſich auf die einzelnen Punkte in den Verhandlungen er
ſtrecken, dieſe Spione unterrichtet werden, wie ſie es zu machen
haben, um auskundſchaften zu können und doch mit dem Mantel
des Geſetzes ſich zu bedecken.

Das ſind die hauptſächlichſten Geſichtspunkte, welche vom
Standpunkte der äußeren Sicherheit aus für das Auswärtige Amt
maßgevend geweſen ſind, um die Aufſtellung dieſes Geſetzentwurf
anzuregen. Ganz dieſelben Geſichtspunkte würden aber auch maß
gebend ſein, um dieſe Geſetzgebung zu rechtfertigen vom Stand
punkt der inneren Sicherbeit aus. Geſtatten Sie mir, auf
dieſen Punkt einen Augenblick einzugehen, weil der vorletzte Redner
eine Aeußerung hier gemacht hat, von der ich glauben mnß,
daß man ſie nicht unwiderſprochen laſſen kann. Er hat darauf
hingewieſen, daß es nothwendig wäre, allen denjenigen Perſonen,
welche mit der Auskundſchaftung von Thatſachen ſich befaffen, das
Recht zu nehmen, vor Gericht Zeugniß auszuſagen. Wenn ein
ſolches Geſetz proklamirt würde, ſo würden wir gewiß ein Gaudium
in der ganzen Verbrecherwelt erregen. Denn nicht nur die Spione
müßten ausgeſchloſſen werden, ſondern anch die Kriminalbeamten,
die Staatsanwälte, Unterſuchungsrichter 2c. Der Redner
hat aber auch über die Beamten, deren ſich die Polizei
zur Ermittelung ſtrafbarer Handlungen bedienen muß, ein Urtheil
ausgeſprochen, von dem ich überzeugt bin, daß es die Zuſtimmungder großen Mehrbeit dieſes Hauſes nicht finden wird. Jch muß
vollen Widerſpruch dagegen einlegen, daß ein pflichttrener Beamter
in einer Weiſe charakteriſirt wird, die, wenn es außerhalb des Hauſes
geſchehen wäre, oder ſich gegen ein Mitglied dieſes
Hauſes richtete, eine Verfolgung oder ſchärfſte Rüge nach
ſich ziehen würde. Es beſteht dieſelbe Nothwendigkeit,
für die innere Sicherheit zu ſorgen wie für die äußere.
Jch darf mich darauf berufen, daß das höchſte Gericht des deutſchen
Reichs über dieſe Perſonen, deren die Staatsbehörde ſich bedienen
muß, in ſehr anerkennender Weiſe ſich ausgelaſſen hat. Gerade in
dem vom genannten Redner erwähnten Prozeß hat das Reichs-
gericht geſagt, daß der Anklagebehörde darin beizutreten
iſt, daß gegenüber einem Unternehmen dieſer Art die
Benutzung von Perſonen zur Auskundſchaftung der That-
ſachen nothwendig ſei, und gegenüber dieſer Anerkennung glaube
ich, wird man es nicht für zutreffend erachten können, wenn ſie
hier vor dem Reiche in ſolcher Weiſe blosgeſtellt werden. Jch bin
in der Lage, Jhnen nach den verſchiedenſten Seiten hin über dieſe
Punkte Material zu bieten, ich glanbe nur, daß dieſe Stelle nicht
der Ort ſein würde, dies zn thun. Aber ich bin ermächtigt worden, in
der Kommiſſion über alle dieſe Punkte den nöthigen Aufſchluß zu geben,
und ich freue mich, daß das Haus, wie ich merke, allgemein geneigt
iſt, den Geſetzentwurf einer Kommiſſion zu überweiſen. Deshalb
glaube ich, auf die einzelnen Punkte hier nicht näher eingehen zu
ſollen. (Beifall.)

Abg. Kräcker: Jch habe nur über ſolche Perſonen geredet, die
ein Gewerbe daraus machen, falſche Nachrichten zu verbreiten.
Unqualifizirbare Aeußerungen gegen Beamte habe ich nicht gemacht,
ſondern nur einen Ausdruck des Reichskanzlers gebraucht aus der
Zeit, wo er noch in Frankfurt war. Da ſprach er auch in einem
Briefe von den falſchen Ausſagen bezahlter Polizeivigilanten. Jch
wollte hiermit nur zurückweiſen, daß der Regierungskommiſſar
Unterſtellungen macht, die wahrſcheinlich daraus entſpringen, daß
er mich falſch verſtanden hat.

Hierauf wird der Entwurf an eine Kommiſſion von 14 Mit-
gliedern überwiesen.

Damit iſt die Tagesordnung erſchöpft. Nächſte Sitzung:
Montag 1 Uhr. (Reſt der zweiten Etatsberathung.) Schluß 34 Uhr.

Verlag der Aktiengeſellſchaft Halliſche Zeitung.
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